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Seit 1997 legt der Bundesrat seine politischen absichten zur umsetzung der nach-
haltigen entwicklung in der Schweiz in einer Strategie fest. die Strategie nachhaltige 
entwicklung 2012–2015 ist die vierte ihrer art und ein wichtiger Schweizer Beitrag 
für die unO-Konferenz für nachhaltige entwicklung in Brasilien im Juni 2012 
(rio +20).

als Folge des Beschlusses des Bundesrates vom 4. november 2009, die Strategie 
nachhaltige entwicklung stärker mit der Legislaturplanung zu verknüpfen, sind die 
beiden strategischen Planungsprozesse inhaltlich und zeitlich eng aufeinander ab-
gestimmt worden. Sie sind gleichzeitig und koordiniert erneuert worden. eine Kurz-
fassung der Strategie nachhaltige entwicklung findet sich in der Botschaft über die 
Legislaturplanung 2011–2015; die vorliegende Langfassung wird als deren  anhang 
publiziert. 

kapitel 1 (ausgangslage) erläutert den auftrag, den inhalt des Berichtes sowie den 
Bezug zu den wichtigen inhaltlichen und prozeduralen Schnittstellen (Legislaturpla-
nung, Perspektivstab-Bericht ‹Perspektiven 2025›, unO-Konferenz für nachhaltige 
entwicklung 2012, ‹grüne wirtschaft›).

kapitel 2 (umsetzung der Politik der nachhaltigen entwicklung in der Schweiz) zieht 
im hinblick auf ‹rio +20› eine politische Bilanz über die umsetzung der Schweizer Po-
litik im Bereich der nachhaltigen entwicklung seit dem erdgipfel von 1992.

kapitel 3 (aktionsplan 2012–2015) listet Massnahmen als antworten auf zehn 
 prioritäre Schlüsselherausforderungen für die nachhaltige entwicklung auf. es wird 
zwischen zwei arten von Massnahmen unterschieden. einerseits wird eine auswahl 
laufender – bereits vom Bundesrat beschlossener – Massnahmen summarisch aufge-
listet, um einen breiten Überblick über das Spektrum der nachhaltigkeitsrelevanten 
aktivitäten des Bundes zu vermitteln. andererseits enthält der aktionsplan 16 neue 
Massnahmen, die es ermöglichen, spezifische zusätzliche impulse zu setzen. 

kapitel 4 (Bereichsübergreifende Massnahmen) beschreibt wichtige sektorüber-
greifende Massnahmen zur umsetzung der Strategie. diese umfassen das nachhal-
tigkeitsmonitoring und die nachhaltigkeitsbeurteilung, die Förderung von lokalen 
nachhaltigkeitsprozessen sowie die zusammenarbeit mit weiteren akteurgruppen.

kapitel 5 (institutionelle Bestimmungen zur umsetzung der Strategie) regelt die 
 zuständigkeiten für die umsetzung der Strategie sowie die Modalitäten des control-
lings, der evaluation, der Berichterstattung und der Kommunikation. das Bundesamt 
für raumentwicklung (are) organisiert als Koordinationsstelle im rahmen des inter-
departementalen ausschusses nachhaltige entwicklung (idane) die umsetzung der 
Strategie. die Federführung für die umsetzung der Massnahmen des aktionsplans 
liegt hingegen bei den zuständigen Verwaltungseinheiten. diese berücksichtigen in 
ihren Planungen und abläufen die Strategie nachhaltige entwicklung und weisen die 
erfolgte abstimmung mit dieser bei Vorlagen an den Bundesrat aus.

die einzelnen elemente der Strategie weisen eine unterschiedliche Gültigkeitsdauer 
auf. die Leitlinien der Strategie gemäss Kapitel 1.3, die bereichsübergreifenden 
Mass nahmen (Kapitel 4) sowie die institutionellen Bestimmungen zur umsetzung 
(Kapitel 5) sind zeitlich nicht befristet. der aktionsplan ist hingegen auf eine dauer 
von vier Jahren ausgelegt und für die nachfolgende Legislaturperiode 2016–2019 
wiederum zu erneuern.

ÜBerSicht
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auftrag

im Juni 2012 findet in rio de Janeiro eine weitere internationale Konferenz zur nach-
haltigen entwicklung statt, zwanzig Jahre nach der ‹unO-Konferenz über umwelt 
und entwicklung› von 1992 und vierzig Jahre nach der ‹unO-Konferenz über die 
menschliche umwelt› in Stockholm. dies zeugt von der nach wie vor sehr grossen 
aktualität der Problematik der nachhaltigen entwicklung, von der globalen bis zur 
lokalen ebene. 

der Bundesrat bekräftigt durch die vorliegende Strategie sein engagement für die 
nachhaltige entwicklung. dieser Bericht ist bereits die vierte Strategie seit 1997, in 
welcher er seinen strategischen ansatz zur umsetzung der Politik der nachhaltigen 
entwicklung in der Schweiz festhält.1 

Mit dem Bundesbeschluss vom 18. September 2008 über die Legislaturplanung hat 
das Parlament dem Bundesrat den auftrag erteilt, eine aktualisierung des aktions-
plans der Strategie nachhaltige entwicklung im hinblick auf die Legislaturperiode 
2012–2015 vorzunehmen. am 12. Januar 2011 hat der Bundesrat beschlossen, den 
erneuerungsprozess der Strategie einzuleiten.

als Grundlage für die erarbeitung der neuen Strategie diente die extern erfolgte 
 evaluation der letzten Strategie.2 dabei wurde speziell auf den aktionsplan fokus-
siert, der im Legislaturzyklus alle vier Jahre erneuert werden muss. die Leitlinien, die 
bereichsübergreifenden Massnahmen und die institutionellen Bestimmungen sind 
zeitlich nicht befristet und behalten grundsätzlich ihre Gültigkeit.

der Bericht beantwortet auch das Postulat Stadler 10.3897 ‹wohlfahrtsmassstäbe 
des Bundesrates›.

Die Strategie Nachhaltige entwicklung des Bundes

der Bundesrat orientiert sich an der international breit abgestützten definition der 
nachhaltigen entwicklung, die im hinblick auf die unO-Konferenz von 1992 über 
umwelt und entwicklung von rio de Janeiro durch die weltkommission für umwelt 
und entwicklung 1987 erarbeitet und nach ihrer Vorsitzenden ‹Brundtland- definition› 
benannt worden ist. Laut dieser definition ist eine entwicklung dann nach haltig, 
wenn sie gewährleistet, dass die Bedürfnisse der heutigen Generation befriedigt wer-
den, ohne dabei die Möglichkeiten künftiger Generationen zur Befriedigung  ihrer 
 eigenen Bedürfnisse zu beeinträchtigen. 

zwei sich gegenseitig ergänzende aspekte sind dabei von zentraler Bedeutung: die 
idee der Grenzen der tragfähigkeit des globalen Ökosystems und der Vorrang der 
 Befriedigung der Grundbedürfnisse, insbesondere von denjenigen der Ärmsten. die-
ser  definition liegt eine ethische Orientierung zugrunde. an die Stelle einer weitge-
henden Verfügungsgewalt über die zukunft soll eine zukunftsverantwortung auf der 
 Basis der Gerechtigkeit zwischen den Generationen (intergenerationelle Solidarität) 
und den weltregionen (intragenerationelle Solidarität) treten. die Lebensgrundlagen 
für die Menschen sollen unter gerechten Bedingungen gesichert werden.

1.1

dieser Bericht ist bereits die vierte 
Strategie seit 1997, in welcher der 
Bundesrat seinen strate gischen  
ansatz zur umsetzung der Politik 
der nachhaltigen entwicklung  
in der Schweiz festhält.

1.2
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als übergeordnetes dokument bildet die Strategie nachhaltige entwicklung einen 
referenzrahmen für die interpretation des Begriffes ‹nachhaltige entwicklung› und 
dessen umsetzung in den verschiedenen Politikbereichen. die Strategie ist aus ver-
schiedenen teilen zusammengesetzt. Kapitel 2 ist eine politische Bilanz der umset-
zung der Politik der nachhaltigen entwicklung in der Schweiz seit 1992. Kapitel 3 
enthält den nach Schlüsselherausforderungen gegliederten aktionsplan mit Mass-
nahmen für die Legislaturperiode 2012–2015. in Kapitel 4 werden verschiedene be-
reichsübergreifende Massnahmen vorgestellt, und Kapitel 5 definiert die institutio-
nellen Bestimmungen zur umsetzung der Strategie.

zuständig für die umsetzung der Strategie ist der interdepartementale ausschuss 
nachhaltige entwicklung (idane) unter der Leitung des Bundesamts für raument-
wicklung (are) als Fachstelle des Bundes für die nachhaltige entwicklung.

leitlinien für die Politik der Nachhaltigen  
entwicklung in der Schweiz

in den Leitlinien zeigt der Bundesrat sein Verständnis von nachhaltiger entwicklung 
auf und erläutert, wie er diese in sämtliche Sektorpolitiken des Bundes zu integrieren 
gedenkt. Sie basieren auf der Bundesverfassung (artikel 2, 54, 73) sowie auf wich-
tigen referenzdokumenten der Vereinten nationen und weiterer zwischenstaatlicher 
Organisationen. Folgende fünf Leitlinien gelten für die Politik der nachhaltigen ent-
wicklung in der Schweiz:

1. zukunftsverantwortung wahrnehmen
2. die drei zieldimensionen der nachhaltigen entwicklung  

ausgewogen berücksichtigen
3. die nachhaltige entwicklung in alle Politikbereiche einbeziehen
4. die Koordination zwischen den Politikbereichen erhöhen und die  

Kohärenz verbessern
5. die nachhaltige entwicklung partnerschaftlich realisieren

diese zeitlich nicht befristeten Leitlinien wurden in der Strategie nachhaltige ent-
wicklung 2008–2011 detailliert festgehalten und behalten weiterhin grundsätzlich 
ihre Gültigkeit.3 aus diesem Grund werden sie an dieser Stelle nicht mehr weiter aus-
geführt.

1.3

die Leitlinien basieren auf der  
Bun des verfassung (artikel 2, 54, 
73) sowie auf wichtigen referenz-
dokumenten der Vereinten  
natio nen und weiterer zwischen-
staatlicher Organisationen.
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Schnittstellen zur Strategie  
Nachhaltige entwicklung

die Strategie weist viele inhaltliche und institutionelle zusammenhänge zu weiteren 
Planungen in der Bundespolitik und zu wichtigen neuen themenbereichen auf.

legislaturplanung

in der Botschaft über die Legislaturplanung legt der Bundesrat alle vier Jahre sein 
 geplantes regierungsprogramm im Gesetzgebungsbereich fest. zwischen der Legis-
laturplanung und der Strategie nachhaltige entwicklung bestehen enge inhaltliche 
und prozedurale zusammenhänge. Beide strategischen Planungsprozesse sind 
 thematisch sehr breit angelegt, unterscheiden sich jedoch in Bezug auf die inhaltli-
chen Fokussierungen und den zeithorizont. während die Legislaturplanung die 
wichtig sten legislatorischen Vorhaben in sämtlichen Politikbereichen für die dauer 
 einer Legislatur beschreibt, ist die Strategie nachhaltige entwicklung auf einen lang-
fristigen zeithorizont ausgerichtet und beinhaltet auch wichtige strategische Mass-
nahmen im Bereich der umsetzung des geltenden rechts.

im Sinne einer noch stärkeren inhaltlichen und prozeduralen Verknüpfung der  beiden 
Planungsprozesse beschloss der Bundesrat am 4. november 2009, die Strategie 
nachhaltige entwicklung in die Legislaturplanung zu integrieren, um damit eine 
 optimale abstimmung sicherzustellen. die Strategie nachhaltige entwicklung wird 
deshalb in einer Kurzfassung im hauptdokument der Legislaturplanung synoptisch 
dargelegt und in integraler Form in deren anhang publiziert. 

Perspektiven 2025

als Grundlage für die Legislaturplanung hat der Perspektivstab der Bundesver-
waltung im auftrag des Bundesrats eine Lage- und umfeldanalyse erarbeitet mit der 
darstellung der wichtigsten strategischen herausforderungen, die in den kommen-
den 10 bis 15 Jahren auf die Schweiz im allgemeinen und die Bundespolitik im Be-
sonderen zukommen könnten.4 der zweck des Berichts ist es, einen Beitrag zu einer 
vorausschauenden und kohärenten regierungspolitik zu leisten. identifiziert wurden 
folgende herausforderungen:

1. die Schweiz regional und global positionieren und ihren handlungsspielraum 
optimieren

2. neue Gefahren frühzeitig erkennen und die Sicherheit (nach innen  
und aussen) gewährleisten

3. die handlungsfähigkeit von Staat und institutionen erhalten und verbessern
4. die Standortattraktivität und die wettbewerbsfähigkeit der Schweiz erhalten
5. die Finanzierbarkeit der Staatstätigkeit sicherstellen
6. Gesellschaftliche und kulturelle Spannungen frühzeitig erkennen und das 

Bewusstsein für gemeinsame werte stärken
7. die demografische entwicklung antizipieren; kompetenten nachwuchs für 

wirtschaft, Forschung und Milizsystem fördern sowie eine vorausschauende 
Migrations- und integrationspolitik sicherstellen

8. die Kosten im Gesundheitssektor ohne Qualitätseinbussen stabilisieren

1.4

im Sinne einer noch stärkeren in-
halt lichen und prozeduralen 
Verknü pfung der beiden Planungs- 
prozesse beschloss der Bundes-
rat, die Strategie nach haltige 
entwicklung in die Legislatur-
planung zu integrieren.
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9. die Folgen des Klimawandels eindämmen und anpassungsmassnahmen 
einleiten; die ressourcen und die energieversorgung langfristig sichern

10. die chancen der informations- und Kommunikationstechnologien nutzen  
und die Verwundbarkeiten im Bereich der infrastruktur reduzieren

11. die infrastruktursubstanz erhalten und ihre Finanzierung sicherstellen
12. die chancen der Metropolisierung nutzen und die risiken bei der  

Siedlungs entwicklung minimieren

dieser Bericht dient auch als Grundlage für die Strategie nachhaltige entwicklung. 
die wichtigsten nachhaltigkeitsrelevanten aspekte sind in die Schlüsselherausfor-
derungen des aktionsplans der Strategie eingeflossen.

uNO-konferenz für Nachhaltige entwicklung 2012 (rio +20)

zwanzig Jahre nach dem erdgipfel von 1992 in rio de Janeiro und zehn Jahre nach 
der Konferenz in Johannesburg von 2002 findet aufgrund eines Beschlusses der 
unO-Generalversammlung von ende 2009 die unO-Konferenz für nachhaltige ent-
wicklung im Juni 2012 statt, wiederum in rio de Janeiro. das ziel ist die erneuerung 
des weltweiten politischen engagements für das Konzept der nachhaltigen entwick-
lung. die Fortschritte und Mängel der umsetzung der an den letzten Konferenzen 
adoptierten Grundsätze der nachhaltigen entwicklung sollen dabei aufgezeigt und 
impulse für die aktuellen und zukünftigen herausforderungen gesetzt werden. die 
vorliegende Strategie des Bundesrats ist in diesem Sinne auch ein Beitrag der Schweiz 
für diese internationale Konferenz.

die inhaltlichen Schwerpunkte der Konferenz bilden die beiden folgenden themen: 
«‹grüne wirtschaft› im Kontext der nachhaltigen entwicklung und der armuts-
bekämpfung» sowie «institutionelle rahmenbedingungen für eine nachhaltige ent-
wicklung». 

Beim ersten thema setzt sich der Bundesrat für eine internationale ‹roadmap› ein. in 
dieser soll einerseits eine politische Vision festgehalten werden, andererseits sollen 
möglichst überprüfbare ziele definiert und instrumente für deren erreichung identifi-
ziert werden. Beim thema der institutionellen rahmenbedingungen (Gouvernanz) 
steht eine reform der Kommission für nachhaltige entwicklung (cSd) im Vorder-
grund. deren Funktionsweise muss überdacht werden, da die implementierung der 
agenda 21 zu wenig weit vorangeschritten ist. in diese Überlegungen ist auch die 
zukünftige ausrichtung des unO-wirtschafts- und Sozialrats (ecOSOc) einzube-
ziehen. Schliesslich sollen auch die seit Jahren andauernden diskussionen über die 
Stärkung des unO-umweltprogramms (uneP) durch ein konkretes reformpaket zu 
einem erfolgreichen abschluss gebracht werden.

2010–2011 wurden parallel zum offiziellen Vorbereitungsprozess von rio +20 die 
arbei ten des ‹Secretary General’s high Level Panel on Global Sustainability› (GSP) ge-
führt. dieses liefert dem unO-Generalsekretär inputs für die Konferenz in Form eines  
Berichts. Bundesrätin Micheline calmy-rey war ad personam in dieses hoch karätig 
besetzte Gremium berufen worden.

das ziel ist die erneuerung des  
weltweiten politischen engage-
ments für das Konzept  der nach-
haltigen entwicklung.
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‹grüne wirtschaft› und ‹grünes wachstum›

unter ‹grüner wirtschaft› versteht man ein wirtschaftssystem, das Güter und dienst-
leistungen bei deutlich reduziertem ressourcen- und energieverbrauch sowie gerin-
geren umweltauswirkungen bereitstellt, unter gleichzeitiger Beachtung von  aspekten 
der sozialen Gerechtigkeit. unter anderem sollen sich auch die externen Kosten von 
umweltschäden im Preis der Produkte widerspiegeln und damit anreize für eine sau-
bere Produktion geschaffen werden. 

das unO-umweltprogramm (uneP) verfolgt diesen ansatz seit 2008 über die ‹Green 
economy initiative›5. in dieser stehen die öffentlichen und privaten investitionen in 
weniger umweltschädliche Produktionsweisen im Vordergrund. diese neu ausgerich-
teten investitionen müssen gleichzeitig durch geeignete wirtschaftliche rahmen-
bedingungen und reformen in der regulierungspolitik begleitet und gefördert wer-
den, um ihre wirkung zu entfalten.

die Organisation für wirtschaftliche zusammenarbeit und entwicklung (Oecd) hat 
ihrer seits den ansatz des ‹grünen wachstums› entwickelt. im rahmen der ‹Green 
Growth Strategy›6 hat der Oecd-Ministerrat am 25. Mai 2011 empfehlungen zuhan-
den der Mitgliedstaaten verabschiedet, wie diese über geeignete Politikinstrumente 
ein wirtschaftswachstum bei gesteigerter ressourceneffizienz erreichen  können, bei-
spielsweise über die Schaffung ökologischer Kostenwahrheit oder durch spezifische 
innovationsförderung.

der Bundesrat hat am 13. Oktober 2010 in sechs handlungsfeldern aufträge zu 
 einer ‹grünen wirtschaft› an die Verwaltung erteilt. er beabsichtigt damit, rahmen-
bedingungen für den umgang mit natürlichen ressourcen im interesse der umwelt 
und der wirtschaft zu schaffen. in folgenden handlungsfeldern entwickelt der Bund 
Massnahmen:

1. weiterführung und Bündelung der anstrengungen im cleantech-Bereich
2. erhöhung der ressourceneffizienz bei den informations- und Kommunikations-

technologien
3. Verbesserung der information zur umweltbelastung von Produkten
4. Vermeidung von Fehlanreizen durch eine Ökologisierung des Steuersystems
5. integration von umweltinformationen in die wohlfahrtsmessung
6. Prüfung der ressourceneffizienz und -verträglichkeit

einige dieser handlungsfelder werden im aktionsplan der vorliegenden Strategie 
 abgebildet.7

Grundsätzlich gehen die Konzepte ‹grüne wirtschaft› und ‹grünes wachstum› auf 
verschiedene für die nachhaltige entwicklung zentrale aspekte wie die ressourcen- 
und energieeffizienz ein. Sie fokussieren spezifisch auf die Schnittstelle zwischen 
wirt schafts- und umweltpolitischen Fragestellungen, gehen aber auch auf einzelne 
gesellschaftliche aspekte ein. insofern bilden sie einen wichtigen und komplementä-
ren teilaspekt der breiter fokussierten nachhaltigen entwicklung ab, sollen dieses 
Konzept jedoch nicht ersetzen.

die Konzepte ‹grüne wirtschaft›  
und ‹grünes wachstum› bilden   
einen wichtigen und komplemen-
tären teilaspekt der breiter fokus-
sierten nachhaltigen entwicklung 
ab, sollen dieses Konzept jedoch  
nicht ersetzen.
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6 www.oecd.org/greengrowth. 

7 Massnahmen 4b (umweltbelastung),  

4d (cleantech), 4-2 (informations- und Kom-

muni kationstechnologien, iKt) sowie auch  

Massnahme 8-1 (‹grüne wirtschaft› in der 

 entwicklungszusammenarbeit). Siehe auch 

 Kapitel 4.1 (umfassende wohlfahrtsmessung).

http://www.are.admin.ch/sne
http://www.unep.org/greeneconomy
http://www.oecd.org/greengrowth
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uMSetzunG der POLitiK der nachhaLtiGen entwicKLunG in der Schweiz

institutionelle rahmenbedingungen und  
sektor übergreifende massnahmen

ein Schlüsselereignis der vergangenen zwanzig Jahre stellt die Verabschiedung der 
neuen Bundesverfassung im Jahr 1999 dar. in der neuen Bundesverfassung, die in 
einer  Volksabstimmung gutgeheissen wurde und diejenige von 1874 ablöste, ist die 
nachhaltige entwicklung auf mehrfache weise verankert. artikel 2 umschreibt den 
übergeordneten zweck der eidgenossenschaft. dieser umfasst die Förderung der 
gemein samen wohlfahrt, der nachhaltigen entwicklung, des inneren zusammen-
halts und der kulturellen Vielfalt (absatz 2) wie auch den einsatz für die dauerhafte 
erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und für eine friedliche und gerechte 
inter nationale Ordnung (absatz 4). Gemäss artikel 73 haben Bund und Kantone – als 
ver bind lichen handlungsauftrag an die staatlichen Organe aller Stufen – «ein auf die 
dauer aufgewogenes Verhältnis zwischen der natur und ihrer erneuerungsfähigkeit 
einerseits und ihrer Beanspruchung durch den Menschen anderseits» anzustreben. in 
artikel 54 werden die aussenpolitischen ziele genannt, die wichtige elemente der 
nachhaltigen entwicklung aufnehmen: Förderung der wohlfahrt, Beitrag zur Linde-
rung von not und armut in der welt, zur achtung der Menschenrechte, zur Förde-
rung der demokratie, zu einem friedlichen zusammenleben der Völker und zur erhal-
tung der natürlichen Lebensgrundlagen.

der Bundesrat hat früh den auftrag aus der agenda 21 zur erstellung von nationalen 
nachhaltigkeitsstrategien angenommen. eine erste beschloss er 1997 im zusammen-
hang mit dem ‹rio +5›-weltgipfel der Vereinten nationen, eine zweite 2002 im Vor-
feld des weltgipfels über nachhaltige entwicklung in Johannesburg. damals be-
schloss er auch, dass er die nachhaltigkeitsstrategie künftig regelmässig im rahmen 
des vierjährigen Legislaturzyklus aktualisieren will. Folglich beschloss er anfang 2008 
die dritte nachhaltigkeitsstrategie nicht mehr in einem internationalen Kontext, son-
dern im rahmen der damals neu beginnenden Legislaturperiode. 2009 vertiefte der 
Bundesrat diesen zusammenhang, indem er die Strategie nachhaltige entwicklung 
formell zu einer teilstrategie der Legislaturplanung erklärte. 

Bereits 1993 schuf der Bundesrat ein Koordinationsorgan auf Bundesebene, den 
inter departementalen ausschuss nachhaltige entwicklung (idane), dem 2001 mit 
dem Forum nachhaltige entwicklung die einrichtung einer Koordinationsplattform 
für die Kantone und Gemeinden folgte. insgesamt kann daher von einer weit fort-
geschrittenen institutionalisierung der nachhaltigen entwicklung auf Bundesebene 
gesprochen werden. dies wird ergänzt durch den umstand, dass immer mehr depar-
temente und Bundesämter interne Strukturen oder Prozesse zur Verankerung der 
nachhaltigen entwicklung beschlossen haben.8

Schliesslich ist auch von Bedeutung, dass durch das Schaffen des Monitoringsystems 
MOnet ab 2003 markante Fortschritte im Bereich der Messbarkeit der verschiedenen 
nachhaltigkeitsrelevanten entwicklungen erzielt worden sind (siehe auch Kapitel 4.1).

2.1
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entwicklungen in zentralen Politikfeldern

der Bundesrat hat die nachhaltige entwicklung von Beginn an als ‹regulative idee› 
respektive übergeordnete Leitidee verstanden. Sie ist nicht als eine punktuelle sektor-
politische aufgabe zu verstehen, sondern als anforderung, die letztlich von sämt-
lichen Politikfeldern aufzunehmen ist. davon zeugt das breite thematische Spektrum 
der Strategie nachhaltige entwicklung, welches einen Grossteil des staatlichen han-
delns abdeckt. 

die ausführungen in Kapitel 3 des vorliegenden Berichts und dort insbesondere auch 
die indikatoren, welche die entwicklungen in den verschiedenen themenbereichen 
in den letzten zwanzig Jahren aufzeigen, geben bereits einen Überblick über die ent-
wicklungen und Fortschritte in zentralen Politikfeldern. ergänzend dazu sollen aber 
an dieser Stelle in einer rückblickenden Optik und stichwortartig besonders wichtige 
politische entscheide angesprochen werden.

gesellschaft

•	das System der sozialen Sicherheit wurde in den vergangenen zwanzig Jahren 
 im mer engmaschiger ausgestaltet. zu alters- und hinterbliebenenversicher ung 
(ahV), beruflicher Vorsorge, invalidenversicherung (iV) und arbeitslosen versicherung 
(aLV) kamen 1996 das eine umfassende Versicherungsdeckung bietende Kranken-
versicherungsgesetz und 2005 die Mutterschaftsversicherung hinzu. heute bleiben 
die steigenden Kostenentwicklungen unter anderem als Folge der demografischen 
alterung als grösste herausforderungen bestehen.

•	im Bereich der Migration sind die Bemühungen zur besseren integration der aus-
ländischen wohnbevölkerung laufend intensiviert worden, etwa durch die Ver-
ankerung der integration im ausländergesetz von 2005 oder in der Verordnung über 
die ausländerintegration von 2007. 

•	die Politik der Krankheitsprävention und Gesundheitsförderung, breit verstanden 
und die ökologischen und sozioökonomischen Lebensbedingungen der Menschen 
einschliessend, ist in den letzten zwanzig Jahren nicht zuletzt auch über verschiedene 
aktionspläne im rahmen der Strategie nachhaltige entwicklung des Bundesrates 
vertieft worden. 2009 hat der Bundesrat die Botschaft zu einem Präventionsgesetz 
zuhanden des Parlaments verabschiedet. 2010 hat er überdies die Botschaft zur 
 totalrevision des epidemiengesetzes überwiesen. er will durch die Stärkung der Füh-
rungsrolle des Bundes bei der erkennung und der Bewältigung von epidemien die 
 Sicherheit des Landes gewährleisten.

•	die Bildungspolitik ist traditionell nicht nur eine wichtige Grundlage für den wirt-
schaftlichen erfolg der Schweiz, sondern auch für den gesellschaftlichen zusammen-
halt und die Befähigung der Menschen zur teilnahme am gesellschaftlichen Leben. 
die Bildungspolitik hat auch die empfehlungen der unO-dekade ‹Bildung für nach-
haltige entwicklung 2005–2014› aufgenommen, was etwa die 2005 erfolgte Veran-
kerung der nachhaltigen entwicklung im Fachhochschulgesetz und die Schaffung 
der Schweizerischen Koordinationskonferenz Bildung für eine nachhaltige entwick-
lung (SKBne) im Jahr 2008 belegen.

2.2
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wirtschaft und Finanzen

•	Seit 1996 ist das Prinzip nachhaltigkeit im Bundesverfassungsartikel zur Land wirt-
schaft verankert. im Bundesgesetz über die Landwirtschaft von 1998 wird das Sys-
tem der direktzahlungen an die Landwirtschaft definiert, das mit allgemeinen und 
ökologisch ausgerichteten direktzahlungen die spezifischen gesellschaftlichen und 
umweltbezogenen Leistungen der Landwirtschaft gezielt fördert. 

•	in zahlreichen wirtschaftspolitischen Gesetzen und Konzepten ist in den ver gan-
genen Jahren die nachhaltige entwicklung verankert worden, beispielsweise im Bun-
desgesetz über die regionalpolitik von 2006 oder in der neuen tourismus politischen 
Strategie der Schweiz von 2010.

•	durch die Änderung der Verordnung über das öffentliche Beschaffungswesen 
(VöB) hat der Bundesrat 2009 Kriterien definiert für die eigene Beschaffung von 
 Gütern und dienstleistungen, die hohen ökologischen und sozialen anforderungen 
genügen sollen. 

•	die 2001 in der Bundesverfassung festgeschriebene Schuldenbremse ist ein Me-
cha  nismus zur Gesamtsteuerung des Bundeshaushalts. Sie soll chronische defizite 
und damit über Konjunkturzyklen hinweg einen Schuldenanstieg verhindern. die 
 finanzielle Last von heutigen Vorhaben soll nicht auf zukünftige Steuerzahler abge-
wälzt werden können. die entwicklung des Bundeshaushalts seit der einführung der 
Schuldenbremse im Jahr 2003 zeigt die wirksamkeit dieses instruments und hat zu 
einer im internationalen Vergleich tiefen Schuldenquote geführt, ohne dass des-
wegen die staatlichen Leistungen von geringer Qualität wären.

umwelt, raum, infrastruktur

•	im nachgang zum Bundesgesetz über den umweltschutz von 1983 sind zahl-
reiche weitere umweltrelevante rechtsgrundlagen geschaffen worden. Vollzugsstruk-
turen und instrumente sind eingerichtet worden, die heute einen hohen umwelt-
schutz in der Schweiz gewährleisten.

•	die Schweiz schuf eine Klima- und energiegesetzgebung, unter Berücksichtigung 
der Prinzipien der nachhaltigen entwicklung und im einklang mit den Vorgaben des 
Kyoto-Protokolls der Klimarahmenkonvention. 

•	in der raumplanung sind, gestützt auf das Bundesgesetz über die raumplanung 
von 1979, Konzepte und Strategien entwickelt worden (‹Grundzüge der raum-
ordnung Schweiz› von 1996, ‹raumkonzept Schweiz› im entwurf von 2011), die ex-
plizit auf die nachhaltige entwicklung ausgerichtet wurden. 

•	in der Verkehrs- und infrastrukturpolitik wurden zahlreiche anstrengungen zur 
inte gration von nachhaltigkeitsanliegen unternommen, zum Beispiel über die starke 
Förderung des öffentlichen Verkehrs ab den frühen 1990er Jahren und über die 
 einführung der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVa) im Jahr 2001. 
Verkehrsinfrastrukturprojekte werden heute systematisch bei deren Planung einer 
nachhaltigkeitsbeurteilung unterzogen. 

die finanzielle Last von 
heutigen  Vorhaben soll nicht 
auf zukünftige  Steuerzahler 
 abgewälzt werden können. 
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internationale Beziehungen

•	im ‹aussenpolitischen Bericht› des Bundesrates von 2000 wird die noch heute 
 gültige Strategie für die internationalen Beziehungen mit einem zielkatalog definiert, 
der nebst dem Oberziel der wahrung der unabhängigkeit und der wohlfahrt der 
Schweiz fünf teilziele umfasst, die die zieldimensionen der nachhaltigen entwicklung 
in wirtschaftlichen (wahrung der interessen der schweizerischen wirtschaft, Linde-
rung der not und der armut in der welt), gesellschaftlichen (achtung der Menschen-
rechte, Förderung der demokratie, friedliches zusammenleben der Völker) und öko-
logischen (erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen) Bereichen abdecken.

•	die entwicklungszusammenarbeit der Schweiz unterstützt weiterhin die eigenen 
anstrengungen armer Länder, ihre armutsprobleme zu bewältigen. des weiteren 
trägt sie zur Bewältigung globaler risiken bei, welche die entwicklungschancen 
 armer Länder beeinflussen. Mit innovativen Programmen trägt sie zu Lösungen für 
globale risiken wie Klima, ernährungsunsicherheit und wasser bei. die anpassung 
an veränderte umweltbedingungen berücksichtigt sie in bilateralen Programmen zur 
armutsbekämpfung. Sie nimmt einfluss in internationalen Finanzierungsinstitu tionen 
sowie in multilateralen Organisationen und baut allianzen mit relevanten Ländern 
aus, um eine globale nachhaltige entwicklung voranzubringen. der Bundesrat unter-
streicht überdies im ‹aussenpolitischen Bericht 2010› die besonders enge Verbin-
dung zwischen entwicklungs- und umweltpolitik.

•	die eidgenössischen räte beschlossen am 28. Februar 2011, die Mittel zur Finan-
zierung der öffentlichen entwicklungshilfe für die Jahre 2011 und 2012 zu erhöhen, 
mit dem ziel, bis im Jahr 2015 den anteil der öffentlichen entwicklungshilfe am Brut-
tonationaleinkommen (Bne) schrittweise auf 0,5 % zu erhöhen. 

•	die wirtschaftliche entwicklungszusammenarbeit leistet einen Beitrag zur nach-
haltigen entwicklung ihrer Partnerländer, indem sie sich beispielsweise im rahmen 
der handelsförderung für den aufbau und die anwendung von freiwilligen, privaten 
nachhaltigkeitsstandards engagiert. 

Nachhaltige entwicklung in kantonen  
und gemeinden

Kantone und Gemeinden spielen besonders in der Schweiz mit ihrem im interna-
tionalen Vergleich sehr dezentralen politischen System eine sehr wichtige rolle in 
der umsetzung der nachhaltigen entwicklung. dementsprechend wird der vertika-
len zusammenarbeit zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden zur Verankerung 
der nachhaltigen entwicklung auf allen Staatsebenen eine grosse Bedeutung zu-
gemessen. 

Seit anfang der 1990er Jahre kann man eine stete zunahme der zahl der Kantone 
und Gemeinden feststellen, die sich für die nachhaltige entwicklung engagieren. 
ende november 2011 konnten zahlreiche ansätze zur Förderung der nachhaltigen 
entwicklung auf kantonaler ebene ausgewiesen werden. 16 der 26 Kantone haben 
entsprechende Strategien und instrumente erarbeitet. weiter führen 220 Gemein-
den einen nachhaltigkeitsprozess vom typ agenda 21. dies entspricht rund 9 % der 

2.3
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Gemeinden, in welchen – da sich fast alle grösseren Städte beteiligen – rund 32 % 
der Schweizer Bevölkerung leben.

der Bund unterstützt lokale nachhaltigkeitsprozesse und -projekte gezielt, vor allem 
durch logistische und fachliche unterstützung sowie über umfassende aktivitäten 
zur Vernetzung der entsprechenden lokalen akteure. in ergänzung dazu unterstützt 
er mit beschränkten finanziellen Mitteln auch Prozesse oder Projekte im Bereich der 
nachhaltigen entwicklung (siehe auch Kapitel 4.3). das 2001 eingeführte Forum 
nachhaltige entwicklung ermöglicht zwei Mal jährlich den informationsaustausch 
und eine Vernetzung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden zu spezifischen 
nachhaltigkeitsrelevanten Bereichen. die themenpalette hat sich diesbezüglich stark 
verbreitert (z.B. raumentwicklung, tourismus, Bildung, wirtschaftsförderung, etc.).

in verschiedenen nachhaltigkeitsrelevanten Politikbereichen konnten die Kantone 
und Gemeinden – aber auch regionen und Quartiere – in der Folge Fortschritte er-
zielen. dies betrifft eine immer breiter werdende themenpalette, wie beispielsweise 
im öffentlichen Beschaffungswesen, im energiebereich oder bei der nachhaltigen 
Quartierentwicklung.

Schliesslich übt der Bund über die Kommunikation zur vorliegenden Strategie nach-
haltige entwicklung einen indirekten einfluss auf die Kantone und Gemeinden aus, 
indem diese die Strategie als referenzrahmen für ihre eigenen aktivitäten nutzen. 

Das engagement von Privatsektor  
und zivilgesellschaft

Schweizer unternehmen zählten schon früh zu den Vorreitern beim privatwirtschaft-
lichen engagement für die nachhaltige entwicklung. unter namhafter Schweizer 
Mitwirkung wurde 1991 der world Business council for Sustainable development 
(wBcSd) geschaffen, der heute in Genf angesiedelt ist. die Schweiz verfügt mit 
 national ausgerichteten unternehmerverbänden, wie etwa ‹Öbu – netzwerk für 
nachhaltiges wirtschaften› oder dem Verband swisscleantech über engagierte und 
kompetente Organisationen, die die nachhaltigkeitsbestrebungen des Privatsektors 
unterstützen und stärken. Viele Schweizer unternehmen engagieren sich für nach-
haltige Produkte und Produktionsprozesse; so sind die grössten detailhandelsfirmen 
auch die grössten Förderer des absatzes von Labelprodukten. 

Schweizer unternehmen leisten mit ihren freiwilligen Massnahmen im rahmen des 
cO2-Gesetzes durch einen hohen zielerfüllungsgrad einen wichtigen Beitrag, damit 
die Schweiz ihre Klimaschutzziele erreicht. die umweltmanagementnorm iSO 14001 
ist in der Schweiz weit verbreitet. 2007 waren in der Schweiz rund 1700, weltweit 
rund 130 000 unternehmen zertifiziert. im Vergleich zu Ländern ähnlicher Grössen-
ordnung weist die Schweiz damit eine überdurchschnittliche durchdringung auf. am 
‹Global compact› der Vereinten nationen sind die meisten grossen Schweizer 
 unternehmen beteiligt. daneben engagieren sich Schweizer unternehmen auch in 
mehr sektoral ausgerichteten initiativen, wie dem Verhaltenskodex ‹clean clothes 
campaign› (ccc) der textilindustrie, der ‹Business Social compliance initiative› (BSci) 
des detailhandels oder der ‹responsible care›-initiative der chemischen  industrie. in 
Schweizer Firmen ist auch das nachhaltigkeitsreporting inzwischen weit verbreitet, 

der Bund unterstützt lokale  
nachhaltigkeitsprozesse  und 
-projekte gezielt.
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die meisten Grossunternehmen und viele Klein- und Mittelunternehmen setzen die-
ses Kommunikationsmittel mittlerweile ein. 

wie in der unternehmenswelt sind auch im Bereich der gesellschaftlich, entwicklungs-
politisch oder umweltpolitisch ausgerichteten Organisationen sowie in der wissen-
schaft zahlreiche engagements und aktivitäten für die nachhaltige entwicklung zu 
verzeichnen (siehe auch Kapitel 4.4). 

gesamtbilanz

welche wirkungen haben die vorgehend beschriebenen, zahlreichen engagements 
auf unterschiedlichen ebenen und von unterschiedlichen akteurgruppen erzielt? Für 
eine Gesamtbilanz der wirkungen all dieser aktivitäten kann auf das Monitoring der 
nachhaltigen entwicklung (MOnet) zurückgegriffen werden, das die entwicklung 
der Schweiz mittels rund 75 indikatoren seit anfang der 1990er Jahre aufzeigt.9 
 daraus wird ersichtlich, dass es bei den realen entwicklungen in der tat einige Fort-
schritte zu verzeichnen gibt. 

Gleichzeitig wird aber auch deutlich, dass der weg hin zu einer nachhaltigen ent-
wicklung noch weit ist. MOnet zeigt zahlreiche ambivalente entwicklungen auf. 
dazu gehört, dass in den meisten Lebensbereichen ansätze zu nachhaltiger entwick-
lung vorhanden sind, gleichzeitig aber auch gegenläufige trends festzustellen sind. 
Beispielsweise steht einer steigenden arbeitsproduktivität ein nur schleppender ab-
bau der ungleichheiten zwischen Frau und Mann bezüglich beruflicher Stellung und 
einkommen gegenüber. und der positive Befund über eine verbesserte energieeffizi-
enz der Volkswirtschaft wird getrübt durch die zunahme des Gesamtenergiever-
brauchs.

eine weitere ambivalenz zeigt sich darin, dass die Schweiz in Bezug auf national rele-
vante aspekte tendenziell auf dem nachhaltigen weg ist, während sie sich bei global 
bedeutsamen aspekten weniger nachhaltig verhält. Schweizweit geniessen wir im-
mer bessere Luft und saubereres wasser, während der für das globale Klimasystem 
bedeutsame cO2-ausstoss erst stabilisiert ist. als Folge des wirtschaftlichen Struktur-
wandels und der auslagerung industrieller Produktionen verlagert die Schweiz heute 
einen grossen teil der von ihr verursachten umweltbelastungen ins ausland. dort 
fallen  etwa 60 % der durch die endnachfrage in der Schweiz verursachten Gesamt-
umweltbelastung an. in Bezug auf die internationale Solidarität hat sich die Schweiz 
2010 dazu entschieden, den anteil der entwicklungshilfe bis 2015 auf 0,5 % des 
Bruttonationaleinkommens (Bne) zu erhöhen. Mit dieser beabsichtigten erhöhung 
liegt die Schweiz immer noch unter dem von den Vereinten nationen empfohlenen 
wert von 0,7 %. 

eine dritte erkenntnis betrifft die Fairness zwischen den Generationen. es deutet vie-
les darauf hin, dass die relativ positive Beurteilung der aktuellen Lage auf Kosten zu-
künftiger Generationen zustande kommt. während sich heute viele Schweizerinnen 
und Schweizer einer hohen arbeits- und Lebenszufriedenheit erfreuen, verfügen 
17 % der Jugendlichen nicht einmal über grundlegende, für die Gestaltung ihres 
künftigen Lebens wichtige Lesekompetenzen. die hohe zufriedenheit mit der wohn-
umgebung und die zunehmende wohnfläche pro Person werden mit einem starken 
Siedlungsflächenzuwachs erkauft. Jede Sekunde geht knapp ein Quadratmeter 
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9 Siehe dazu Kapitel 4.1 sowie ‹Bericht über 

die nachhaltige entwicklung 2012›.

 wertvolles Kulturland verloren, wobei der grösste anteil auf die Siedlungsentwick-
lung  zurückzuführen ist. die Schuldenbremse und der politische wille zur einhaltung 
ihrer Vorgaben haben einen wesentlichen Beitrag zur Gesundung der Bundesfinan-
zen  geleistet und dank tieferer zinsbelastung neuen finanzpolitischen handlungs-
spielraum gegeben. die langfristige finanzpolitische herausforderung wird es sein, 
angesichts der wachstumsdynamik in gesetzlich stark gebundenen aufgabengebie-
ten (z.B. soziale wohlfahrt wegen der alterung der Bevölkerung) auch anderen an-
sprüchen (z.B. ausbau und unterhalt der Verkehrsinfrastruktur) gerecht zu werden, 
so dass die Finanzierung der Staatsleistungen für die öffentlichen und privaten haus-
halte verkraftbar bleibt und kommende Generationen nicht belastet.

Schliesslich muss betont werden, dass die Schweiz in absoluter hinsicht weit von 
 einem nachhaltigen zustand entfernt ist. dies verdeutlicht vorab der so genannte 
ökologische Fussabdruck, der uns daran erinnert, dass die Schweiz fast drei Mal so 
viele umweltleistungen und ressourcen verbraucht als in globaler hinsicht dauerhaft 
verträglich wäre. hinzu kommen die rasch wachsenden ansprüche in den Ländern 
des Südens und vor allem in den Schwellenländern, so dass sich die anspruchskon-
flikte um umweltgüter und ressourcen verschärfen und die notwendigkeit einer Ver-
brauchsreduktion durch Länder wie die Schweiz weiter ansteigt. insgesamt kann die 
Schweiz in den letzten zwanzig Jahren auf institutioneller ebene und in zahlreichen 
politischen und gesellschaftlichen Feldern namhafte Fortschritte in richtung einer 
nachhaltigen entwicklung verzeichnen, die aber gleichwohl noch vielfältigen hand-
lungsbedarf fortbestehen lassen.

es muss betont werden, dass   
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aKtiOnSPLan 2012–2015

zweck und aufbau des aktionsplans

zweck

Für die umsetzung seiner Politik möchte der Bundesrat vermehrt von einem sektoriell 
orientierten denken zu stärker querschnittsorientierten Lösungsansätzen wechseln. 
dabei sollen die drei zieldimensionen der nachhaltigen entwicklung – ökologische 
Verantwortung, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und gesellschaftliche Solidarität – 
gleichwertig und umfassend behandelt werden. 

Gegenläufige trends wie die Kompensation von Ökoeffizienz durch Konsum stei ge-
rungen (so genannter rebound-effekt) oder zwischen den Bevölkerungs gruppen 
wachsende ungleiche Bedürfnisdeckung sollen möglichst vermieden werden. Schliess-
lich dürfen Verbesserungen innerhalb der Schweiz keine Verschlechterungen für künf-
tige Generationen oder für die Menschen in anderen regionen der welt bewirken.

dem Bundesrat ist es ein anliegen, die Prinzipen der nachhaltigen entwicklung nach 
Möglichkeit in sämtliche Sektorpolitiken des Bundes zu integrieren. er möchte aber 
auch durch einen aktionsplan spezifische akzente setzen. in diesem Sinne hat er 
Massnahmen in denjenigen prioritären Politikbereichen gesetzt, in welchen er den 
grössten handlungsbedarf sieht. 

zielorientierung

die Massnahmen des aktionsplans folgen der Logik einer mehrstufigen zielorientie-
rung. ausgehend von übergeordneten zielen (Metazielen) hat der Bundesrat ver-
schiedene Schlüsselherausforderungen als prioritäre handlungsfelder abgeleitet. Für 
diese setzt er jeweils ziele, die allerdings nur teilweise quantifizierbar sind. aus den 
Schlüsselherausforderungen schliesslich werden Massnahmen abgeleitet, die ihrer-
seits massnahmenspezifische ziele enthalten.

der Bundesrat definiert folgende übergeordnete ziele für das handeln des Bundes, 
um der nachhaltigen entwicklung rechnung tragen zu können:10 

> die Bekämpfung der globalen Klimaerwärmung und die Bewältigung von 
naturgefahren, dies insbesondere durch Verminderung des energieverbrauchs 
und eine vermehrte nutzung von erneuerbaren energien

> die Steigerung der Produktivität der wirtschaft, verbunden mit einer entkoppe-
lung vom ressourcen- und energieverbrauch, und die vermehrte ausrichtung 
des Produktions- und Konsumverhaltens auf nachhaltigkeit

> die nachhaltige nutzung der natürlichen ressourcen sowie eine qualitative und 
quantitative Verminderung der Beeinträchtigungen der umwelt

> die Sicherstellung eines gerechten zugangs zu den sozialen und wirtschaftlichen 
ressourcen und die Verbesserung der integration aller Bevölkerungsgruppen

> die intensivierung der Beiträge für die globale armutsbekämpfung und die 
Friedensförderung sowie die erhöhung von deren wirksamkeit

aus diesen Metazielen leitet der Bundesrat zehn strategisch prioritäre Schlüsselher-
ausforderungen ab, nach welchen der aktionsplan gegliedert ist:

3.1

der Bundesrat definiert über-
geordnete ziele für das 
handeln   des  Bundes, um der 
nachhaltigen  entwicklung 
 rechnung tragen zu können.



23

1. das Klima schützen und die naturgefahren bewältigen
2. den energieverbrauch vermindern und erneuerbare energien fördern
3. eine nachhaltige raumentwicklung gewährleisten
4. die wirtschaftliche Produktivität bei gleichzeitiger entkoppelung vom  

ressourcen- und energieverbrauch steigern, den Konsum auf die  
nachhaltige entwicklung ausrichten

5. die natürlichen ressourcen nachhaltig nutzen
6. den sozialen zusammenhalt stärken, die kulturelle entfaltung und die  

inte gration fördern, demografische herausforderungen frühzeitig angehen
7. die Gesundheit der Bevölkerung verbessern
8. Bei globalen entwicklungs- und umweltherausforderungen Verantwortung 

übernehmen
9. die Finanzierung der öffentlichen haushalte und der Sozialversicherungen 

langfristig sichern
10. Bildung, Forschung und innovation konsequent für die umsetzung der  

nach haltigen entwicklung nutzen

diese Schlüsselherausforderungen und die darin aufgeführten Massnahmen enthal-
ten in vielen Fällen, aber in unterschiedlicher ausprägung, eine internationale wie 
auch eine nationale dimension. 

kein zusätzliches sektorales arbeitsprogramm

der aktionsplan bildet nur einen teil aller nachhaltigkeitsrelevanten Massnahmen 
des Bundes ab und hat insofern keinen anspruch auf Vollständigkeit. er ist grund-
sätzlich nicht als zusätzliches sektorpolitisches arbeitsprogramm zu verstehen. die 
Massnahmen stellen vielmehr Schwerpunktsetzungen oder akzentverschiebungen 
innerhalb der bestehenden Politikbereiche dar, indem diese vermehrt nach den 
Grundsätzen der nachhaltigen entwicklung ausgerichtet werden. dies betrifft einer-
seits legislatorische Vorhaben, andererseits bedeutsame strategische Vorhaben oder 
akzentverschiebungen beim Vollzug des geltenden rechts, welche relevante Lö-
sungsbeiträge für die nachhaltige entwicklung leisten. aus diesem Grund erfolgt 
auch die umsetzung der Massnahmen über die entsprechenden Bundesstellen und 
die Finanzierung über den ordentlichen Budgetprozess (siehe Kapitel 5.1). 

der aktionsplan soll zudem eine doppelte Funktion wahrnehmen. einerseits enthält er 
grundsätzlich Massnahmen, die in der direkten Kompetenz des Bundesrates  liegen und 
vom Bund umgesetzt werden. anderseits übt der aktionsplan einfluss aus auf weitere 
akteure in den Kantonen und Gemeinden, in der wirtschaft und in der zivilgesell-
schaft, die sich an diesen vom Bundesrat definierten Stossrichtungen orientieren.

kriterien für die aufnahme von massnahmen  
in den aktionsplan

die Massnahmen des aktionsplans sind nach verschiedenen Kriterien ausgewählt 
worden. Sie müssen prinzipiell so weit als möglich die folgenden Kriterien erfüllen:

> ein Lösungsbeitrag zu einer oder mehreren Schlüsselherausforderungen  
oder Querschnittsthemen und deren Leitbildern muss geleistet werden

> die Massnahmen müssen ein stufengerechtes handeln des Bundesrats  
oder eine unterstützung durch diesen erfordern

die Massnahmen stellen Schwer-
punktsetzungen oder akzent-
verschiebungen innerhalb der 
 bestehenden Politik bereiche dar.
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> Sie müssen ganzheitlich sein und die drei zieldimensionen ‹ökologische  
Verantwortung›, ‹wirtschaftliche Leistungsfähigkeit› und ‹gesellschaftliche 
Solidarität› einbeziehen

> Sie müssen einen intergenerationellen charakter aufweisen und dadurch 
mittel- und langfristige Probleme und dynamiken angehen

> ein Bezug zu globalen Problemen muss hergestellt werden können
> die Massnahmen müssen einen hohen innovationsgehalt und Pilotcharakter 

haben, neue Lösungsansätze aufzeigen und sich möglichst auf andere Bereiche 
übertragen lassen

laufende und neue massnahmen

im aktionsplan werden zwei arten von Massnahmen aufgeführt. einerseits enthält er 
im Sinne eines Überblicks über die bestehenden aktionen des Bundes in nach-
haltigkeitsrelevanten Bereichen eine breite Palette an laufenden Massnahmen in ver-
schiedenen handlungsfeldern. dabei handelt es sich um Massnahmen, die schon 
vom Bundesrat beschlossen worden sind oder sich bereits in umsetzung befinden. 
andererseits enthält der aktionsplan so genannte neue Massnahmen. diese sind in 
der Legislaturperiode 2012–2015 neu zu beschliessen oder umzusetzen. Sie beinhal-
ten entweder gänzlich neue ansätze oder Fokusverschiebungen bei bestehenden 
Massnahmen, die wichtige Lösungsbeiträge zu den identifizierten Schlüsselheraus-
forderungen leisten.

monitoring der Schlüsselherausforderungen mit indikatoren

die allgemeinen Fortschritte in den Schlüsselherausforderungen des aktionsplans 
werden anhand von ausgewählten indikatoren aus dem Monitoring der nach haltigen 
entwicklung in der Schweiz (MOnet) abgebildet (siehe Kapitel 4.1). die umsetzung 
der Massnahmen des aktionsplans wird im rahmen eines detaillierten controllings 
verfolgt (siehe Kapitel 5.2).

die unten stehenden indikatoren des Monitorings beziehen sich jeweils auf die ver-
schiedenen Schlüsselherausforderungen und nicht spezifisch auf einzelne Massnah-
men. die Bewertung, die sich mehrheitlich auf die trendentwicklung stützt, wird  mittels 
dreier Symbole (positiv, neutral, negativ) kommuniziert. das Gesamtbild des beobach-
teten Fortschritts in den Schlüsselherausforderungen kann mit der internet-applikation 
‹cockpit› der Strategie nachhaltige entwicklung11 visualisiert werden.

die indikatoren wurden aufgrund ihrer aussagekraft und ihrer eignung für das 
 Moni toring, das heisst unter anderem wegen des Vorhandenseins einer zeitreihe, 
ausgewählt. indikatoren, die aus einmaligen Studien oder erhebungen stammen, 
werden nicht berücksichtigt. dabei ist zu beachten, dass MOnet periodisch über-
prüft und aktualisiert wird und folglich die auswahl der indikatoren ändern kann.

neue Massnahmen beinhalten  
 entweder gänzlich neue  ansätze 
oder Fokusverschiebungen bei 
bestehenden Massnahmen, die 
wichtige Lösungsbeiträge  zu 
den identifizierten Schlüssel-
herausforderungen leisten.
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Schlüsselherausforderungen und massnahmen

1. Das klima schützen und die Naturgefahren bewältigen

herausforderungen und zielsetzungen

dank den wissenschaftlichen analysen des intergovernmental Panel on climate 
change (iPcc) ist kaum noch bestritten, dass sich das globale Klima erwärmt und der 
Mensch massgeblich dazu beiträgt. auch in der Schweiz hat sich der Klimawandel in 
den letzten Jahrzehnten beschleunigt: die erwärmung fällt doppelt so stark aus wie 
im globalen Mittel und wird sich fortsetzen. die wahrscheinlichkeit von hitzewellen, 
Starkniederschlägen, hochwasser und hanginstabilitäten nimmt zu. Gemäss dem 
iPcc müssen die globalen treibhausgasemissionen bis 2050 um 50 bis 85 % im Ver-
gleich zum niveau von 1990 verringert werden, um den temperaturanstieg unter 
2 °c zu halten und schwerwiegende auswirkungen für den Menschen zu vermeiden. 
Von den industriestaaten werden dabei wesentlich stärkere reduktionen gefordert 
(eine reduktion der treibhausgasemissionen zwischen 80 und 95 % bis 2050). um 
weitreichende und irreversible Folgen des Klimawandels zu vermeiden, müssten nach 
einschätzung des iPcc umgehend Massnahmen eingeleitet werden, damit die welt-
weiten emissionen spätestens ab 2020 abnehmen.

Bis 2012 bilden das Bundesgesetz vom 8. Oktober 1999 über die reduktion der 
 cO2-emissionen (cO2-Gesetz), welches eine Verminderung der energetischen cO2-
emissionen um 10 % gegenüber 1990 verlangt, sowie das von der Schweiz ebenfalls 
 rati fizierte Kyoto-zusatzprotokoll zur unO-Klimarahmenkonvention mit der treib-
hausgas-reduktionsverpflichtung um 8 % den rechtlichen rahmen der schweizeri-
schen Klimapolitik. die Verhandlungen im rahmen der Klimarahmen konvention über 
die ziele für die zeit nach 2012 sind im Gang. an der 17. weltklimakonferenz im süd-
afrikanischen durban wurde von der Staatengemeinschaft beschlossen, dass bis 
2015 ein neues rechtliches instrument für den Klimaschutz geschaffen werden und 
ab 2020 gelten soll. Bis dahin soll das geltende Kyoto-Protokoll im rahmen einer 
zweiten Verpflichtungsperiode weitergeführt werden. zur künftigen Schweizer 
Klima politik hat der Bundesrat am 26. august 2009 eine Botschaft zu einem 
revidierten  cO2-Gesetz verabschiedet, das die Verminderung des treibhausgasaus-
stosses von 2013 bis 2020 um mindestens 20 % im Vergleich zu 1990 vorsieht. es 
soll das geltende Gesetz per 1.1.2013 ablösen.

dabei ist zu unterstreichen, dass nicht nur die emissionsreduktion, sondern auch eine 
gezielte anpassungsstrategie zur Bewältigung der Folgen der Klimaänderung erfor-
derlich ist. denn der Klimawandel ist nicht mehr gänzlich zu verhindern, sondern 
kann im besten Fall begrenzt und die auswirkungen auf Gesundheit, naturgefahren, 
Biodiversität, wasserhaushalt, Landwirtschaft oder tourismus gemildert werden.

3.2

zur künftigen Schweizer Klima-
politik hat der Bundesrat eine 
 Botschaft zu einem revidierten 
cO2-Gesetz verabschiedet, das   
die Verminderung des treib-
hausgasausstosses von 2013  
bis 2020 um mindestens 20 %  
im Vergleich zu 1990 vorsieht.
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hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

laufende massnahmen

1a cO2-emissionsvorschriften für Personenwagen

die Massnahme sieht eine Senkung der cO2-emissionen sämtlicher neuer Per-
sonenwagen auf durchschnittlich 130 Gramm pro Kilometer bis 2015 vor und 
ist im cO2-Gesetz verankert werden. im ersten Jahr (2012) müssen die 65 % der 
effizientesten neuwagen pro importeur dieses ziel durchschnittlich  erreichen. 
wird dieses nicht erreicht, werden hersteller und importeure sanktioniert. allfäl-
lige einnahmen aus der Sanktion werden an die Bevölkerung  zurückerstattet.

1b Schutz vor Naturgefahren

Gestützt auf das integrale risikomanagement (irM) sollen die bestehenden 
 risiken für Menschen, Bauten, infrastrukturen und weitere Sachwerte auf ein 
akzeptables Mass reduziert werden und neue risiken so weit als möglich 
 vermieden werden. dabei stehen Gefahrengrundlagen, ausbildung, integrale 
Planung, normen, notfallbestimmungen sowie die Verbesserung von wetter- 
und abflussvorhersagen im Vordergrund.

Neue massnahmen

1-1 klimapolitik Schweiz nach 2012

die treibhausgasemissionen sollen mit einem Massnahmenmix, bestehend aus 
Lenkungsabgabe, emissionshandel, Förderung und Vorschriften, kontinuierlich 
gesenkt werden (Mitigation). durch eine totalrevision des cO2-Gesetzes möchte 
der Bundesrat die treibhausgasemissionen bis 2020 um mindestens 20 % unter 
das niveau von 1990 senken. weiter gehende reduktionsziele bis 2050 müssten  
gemäss Forderungen des iPcc in der Grössenordnung von 50–85 % liegen. zur 
Koordination der anpassung an die Klimaänderung (adaptation) auf Bundes-
ebene entwickelt der Bundesrat eine sektorübergreifende anpassungsstrategie. 
Sie soll es ermöglichen, die chancen der Klimaänderung zu nutzen und deren 
risiken zu minimieren.

indikator ziel trend Bewertung

cO2-intensität des motorisierten individualverkehrs ➘  ➘ +
cO2-intensität ➘  ➘ +
treibhausgasemissionen* ➘  ➙ ±
cO2-emissionen ➘  ➙ ±
indikator zum zustand des Schutzwaldes**

* Kyoto-ziel: Senkung der treibhausgasemissionen zwischen 2008 und 2012 um 8 % unter den Stand von 
1990. ** die entsprechenden daten werden im Verlauf der Legislatur folgen.
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1-2 aktionsplan luftfahrt und klima

im einklang mit den Vorgaben der internationalen zivilluftfahrtorganisation 
(icaO) und in abstimmung mit den Mitgliedern der europäischen zivilluftfahrt-
konferenz (ecac) wird bis Mitte 2012 ein Schweizer aktionsplan ‹Luftfahrt und 
Klimawandel› ausgearbeitet und in der Folge in die Praxis umgesetzt. dabei ste-
hen Massnahmen zur Verbesserung der treibstoffeffizienz und zur erreichung 
eines wachstums des Luftverkehrs ohne absolute erhöhung des cO2-ausstos-
ses im Vordergrund.

2. Den energieverbrauch vermindern und erneuerbare  
energien fördern

herausforderungen und zielsetzungen

der schweizerische Primärenergiebedarf verteilte sich im Jahr 2010 auf 44,8 % erdöl, 
23,1 % Kernbrennstoffe, 11,3 % wasserkraft, 10,6 % erdgas und 10,2 % übrige 
energieträger. der anteil von Sonne, wind, Biogas, Biotreibstoffen und Geothermie 
betrug gerade einmal 1,4 %. weltweit wird der Primärenergiebedarf zu über 80 % 
durch nicht erneuerbare ressourcen abgedeckt. das heutige energiesystem stützt 
sich also immer noch überwiegend auf nicht erneuerbare ressourcen, mit beträchtli-
chen auswirkungen für das Klima und die umwelt. dazu stellen sich auch zuneh-
mend Fragen der Versorgungssicherheit und der damit verbundenen geopolitischen 
auswirkungen. 

ein nachhaltiger umgang mit energie bedeutet, dass die Bedürfnisse von wirtschaft 
und Gesellschaft dank rationeller energienutzung mit stark reduziertem ressourcen-
einsatz abgedeckt und so weit wie möglich erneuerbare Quellen genutzt werden. 
Laut artikel 89 der Bundesverfassung zur energiepolitik und energiegesetz sind Bund 
und Kantone dazu angehalten, im rahmen ihrer zuständigkeiten eine ausreichende, 
breit gefächerte, sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche energieversorgung 
sowie einen sparsamen und rationellen energieverbrauch zu gewährleisten. Ferner 
gilt es, zielkonflikte mit anderen umweltbereichen, namentlich dem erhalt der bio-
logischen und landschaftlichen Vielfalt und dem Gewässerschutz, in einer sektor-
übergreifenden Planung zu berücksichtigen.

als langfristige Vision gilt das Konzept der 2000-watt-Gesellschaft. Über eine starke 
effizienzsteigerung bei der energieverwendung, die konsequente Förderung von er-
neuerbaren energien sowie neue, wenig energieintensive Lebens- und unterneh-
mensformen bei gleichzeitig höherer Lebensqualität kann der Primärenergie-
verbrauch um rund zwei drittel gesenkt werden. drei Viertel davon sollen durch 
 erneuerbare energiequellen gedeckt werden und der jährliche treibhausgasausstoss 
pro Person gleichzeitig auf eine tonne cO2 sinken.

die dafür notwendige Politik erhält mit dem vom Bundesrat nach der reaktorkata-
strophe von Fukushima beschlossenen ausstieg aus der Kernenergie eine grosse 
 zusätzliche herausforderung. die Förderung der effizienz der Stromnutzung und der 
Stromproduktion aus erneuerbaren Quellen in einem ausmass, das den Verzicht auf 

ein nachhaltiger umgang mit 
 energie bedeutet, dass die 
 Bedürfnisse von wirtschaft und 
Gesellschaft dank rationeller  
 energienutzung mit stark 
 reduziertem ressourceneinsatz 
 abgedeckt und so weit wie   
möglich erneuerbare Quellen 
 genutzt  werden.



28

aKtiOnSPLan 2012–2015

Kernkraftwerke möglich macht, wird eine reihe grundlegender neuorientierungen 
voraussetzen. 

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

laufende massnahme

2a Programm energieSchweiz

energieSchweiz ist das aktionsprogramm für energieeffizienz und erneuerbare 
energien. darin gehen Bund, Kantone, Gemeinden, umwelt- und Konsumenten-
organisationen sowie wichtige akteure aus der wirtschaft enge Partnerschaften 
ein und realisieren gemeinsam und freiwillig Massnahmen. das Programm 
zeichnet sich durch eine neue thematische Schwerpunktsetzung für 2011–2020 
aus. in dieser zeitspanne soll der anteil der erneuerbaren energien am Gesamt-
energieverbrauch um mindestens 50 % gesteigert werden.

Neue massnahme

2-1 energiestrategie 2050

aufgrund des Bundesratsbeschlusses zum ausstieg aus der Kernenergie wird die 
energiestrategie des Bundes neu überarbeitet. im rahmen der neuen energie-
strategie wird ein breit angelegter aktionsplan erarbeitet, welcher verstärkt auf 
energieeffizienz und den weiteren ausbau der erneuerbaren energien setzt. 
Falls nötig, sollen diese Massnahmen auch durch fossile Stromproduktion 
(wärme  -Kraft-Kopp lungs anlagen, Gaskombikraftwerke) und importe ergänzt 
werden. Schliesslich sollen die Stromnetze rasch ausgebaut und die energie-
forschung verstärkt werden.

indikator ziel trend Bewertung

endenergieverbrauch pro kopf ➘  ➘ +
erneuerbare energie ➚  ➚ +
energieabhängigkeit ➘  ➚ –
energieintensität ➘  ➘ +
endenergieverbrauch im Verkehr ➘ ➙ ±
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3. eine nachhaltige raumentwicklung gewährleisten

herausforderungen und zielsetzungen

die ziele einer nachhaltigen raumentwicklung sind einerseits in den noch immer 
 gültigen ‹Grundzügen der raumordnung Schweiz› des Bundesrates aus dem Jahr 
1996 sowie auch im weit fortgeschrittenen ‹raumkonzept Schweiz› festgehalten. 
dieses soll die Grundzüge ab etwa 2013 ablösen. es wird eine polyzentrische raum-
entwicklung mit über das ganze territorium verteilten, möglichst kompakten, flä-
chensparenden Siedlungen angestrebt. dadurch sollen die wirtschaftlichen (Stand-
ortvoraussetzungen für die wirtschaft, infrastrukturausstattung, ausgewogene ent-
wicklung der teilräume, erschliessung), die gesellschaftlichen (hochwertige, attrak-
tive Siedlungs- und erholungsräume, Schutz vor naturgefahren) und die öko logischen 
ansprüche an den raum (haushälterische Bodennutzung, weiterent wicklung einer 
wertvollen Kulturlandschaft, erhalt der verbleibenden naturräume) umfassend abge-
stimmt werden. 

wie zahlreiche analysen und untersuchungen zeigen, folgt die raumentwicklung 
noch nicht dieser zielvorstellung und ist somit nicht nachhaltig. deutlichste zeichen 
sind der nach wie vor kaum gebremste rückgang von Kulturland von knapp einem 
Quadratmeter pro Sekunde und die fortschreitende zerschneidung und zersiedlung 
der Landschaft. der anhaltende Qualitätsverlust von Landschaften beeinträchtigt die 
Biodiversität, die regenerationsfähigkeit der natürlichen ressourcen sowie die Le-
bensqualität und das Potenzial für erholung, Freizeit und tourismus. die erhebung 
2004/2009 der arealstatistik und der Vergleich mit den beiden vorangehenden erhe-
bungen zeigen, dass in der Schweiz über einen zeitraum von 24 Jahren die Sied-
lungs flächen um über 23 % zugenommen haben, dies hauptsächlich zulasten der 
landwirtschaftlichen nutzfläche, welche sich um 5 % verringerte. nebst dem wirt-
schaftlichen wohlstand (steigende Flächenansprüche pro Kopf) und gesellschaftli-
chen Veränderungen, wie beispielsweise einer weiteren zunahme der einpersonen-
haushalte, ist auch die einwanderungsbedingt steigende Bevölkerungszahl auf mitt-
ler weile beinahe acht Millionen als ursache zu nennen. diese stellt eine der grössten 
herausforderungen der raumplanung in der Schweiz dar. 

die Mobilität ist rückgrat und zentrale einflussgrösse der raumentwicklung. nach-
haltiger Verkehr heisst, die Mobilitätsbedürfnisse von Bevölkerung und wirtschaft zu 
befriedigen, die teilräume sachgerecht zu erschliessen und gleichzeitig die Beein-
trächtigungen auf Mensch und umwelt zu vermindern. die umwelteffizienz des Ver-
kehrs hat sich in den letzten Jahrzehnten insgesamt verbessert. Beim energie-
verbrauch und den treibhausgasemissionen hat jedoch noch keine trendwende im 
erforderlichen ausmass stattgefunden. 

der ‹Modal Split›, also die Verteilung auf motorisierten individualverkehr, öffentlichen 
Verkehr und Langsamverkehr, hat sich in den letzten Jahren leicht zugunsten der bei-
den letztgenannten Verkehrsträger verbessert. der anteil des öffentlichen Verkehrs 
im Personenverkehr lag 2009 dank grossen investitionen mit 21 % zwar  höher als 
Mitte der 1980er Jahre (16 %), aber immer noch markant tiefer als der  anteil des 
motorisierten individualverkehrs, dessen infrastrukturen ebenfalls verbessert wurden. 
das Verkehrsvolumen steigt nach wie vor im Gleichschritt mit dem Brutto inlands-
produkt, im Güterverkehr sogar überproportional.

es wird eine polyzentrische raum-
entwicklung mit über  das ganze 
territorium verteilten, möglichst 
kompakten, flächen sparenden 
Siedlungen angestrebt. 
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es gilt, die anstrengungen für eine haushälterische Bodennutzung zu verstärken und 
die Siedlungsentwicklung vermehrt nach innen zu lenken. im Sinne einer referenz-
grösse soll die Siedlungsfläche bei 400 m2 pro Kopf der Bevölkerung stabilisiert wer-
den. eine ausgewogene entwicklung der teilräume des Landes ist sicherzustellen und 
ein Verkehrssystem zu erhalten, das den Bedürfnissen von wirtschaft und Bevölke-
rung genügt und die negativen auswirkungen des Verkehrs auf Bevölkerung,  umwelt 
und wirtschaft reduziert.

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
indikatoren:

laufende massnahmen

3a Stärkung des öffentlichen Verkehrs

die attraktivität des öffentlichen Personenverkehrs und des Güterverkehrs auf 
der Schiene soll gesteigert werden oder mindestens gleich bleiben. um das ziel 
zu erreichen, sollen ausbauvorhaben ausgearbeitet, die Finanzierung nach-
haltig sichergestellt, der diskriminierungsfreie netzzugang im transeuro päischen 
Güterverkehr gewährleistet und das Verlagerungsziel erreicht werden.

3b massnahmenplan langsamverkehr

der Langsamverkehr hat sich erfolgreich als dritte Säule des Personenverkehrs 
etabliert. der Massnahmenplan zur Verbesserung der rahmenbedingungen 
und zur Förderung des Langsamverkehrs soll weitergeführt und konkretisiert 
werden.

3c innovative mobilität und Freizeitverkehr

der Bundesrat fördert die nachhaltige Mobilität durch gezielte Massnahmen. 
Mit der ‹Strategie Freizeitverkehr› schafft der Bund anreize und attraktive 
 angebote im Bereich dieses gewichtigen Verkehrssegments. das ‹dienst-
leistungszentrum für innovative und nachhaltige Mobilität uVeK› schliesslich 
 unterstützt zukunftsweisende Modellprojekte in ergänzung zur Verkehrsinfra-
strukturpolitik des Bundes.

3d weiterentwicklung der agglomerationspolitik

Mit der agglomerationspolitik trägt der Bund seit 2001 zur nachhaltigen ent-
wicklung der Städte und agglomerationen bei. Bisher konzentrierte sich diese 
stark auf die abstimmung von Siedlung und Verkehr sowie auf die Verbesserung  
der institutionellen zusammenarbeit in agglomerationsräumen und  zwischen 
den Staatsebenen. Bis ende 2014 finden abklärungen zur weiter entwicklung 

indikator ziel trend Bewertung

Siedlungsfläche ➙  ➚ –
Siedlungsfläche pro kopf ➙  ➚ –
modal Split im Personenverkehr ➚  ➚ +
lärmbetroffene Personen (durch Verkehr) ➘  ➚ –
gütertransportintensität ➘ ➚ –
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statt. ab 2016 sollen die handlungsfelder thematisch erweitert, optimiert und 
konsolidiert werden.

Neue massnahmen

3-1 revision des raumplanungsgesetzes

um die herausforderungen in der raumplanung anzugehen, will der Bundesrat 
in einem gestaffelten Vorgehen das Bundesgesetz über die raumplanung revi-
dieren. Bereits verabschiedet und dem Parlament überwiesen ist eine erste, den 
Fragen der dimensionierung und der Lokalisierung der Bauzonen gewidmete 
teil revision. im rahmen einer zweiten revisionsetappe sollen weitere zentrale 
 Fragen einer nachhaltigen raumentwicklung gesetzlich neu geregelt werden, 
wie  beispielsweise Mindestanforderungen an die kantonale richtplanung, eine 
 bessere gemeinde- und kantonsübergreifende abstimmung, eine verbesserte 
Koordination von raumplanung und umweltschutz oder anforderungen an 
eine energiesparende raumentwicklung und -struktur. ergänzend zu den legis-
latorischen Massnahmen sollen marktwirtschaftliche anreizinstrumente zum 
haushälterischen umgang mit dem Boden geprüft werden.

3-2 mobility Pricing

die wachsende Mobilität und die damit verbundenen Verkehrsprobleme in den 
agglomerationen, im Schienenverkehr und auf den nationalstrassen müssen 
auch künftig bewältigt werden. Voraussetzung dafür ist eine nachhaltige Finan-
zierung der Verkehrsinfrastrukturen. das ‹Mobility Pricing› verfolgt als ziele  die 
langfristige Sicherung einer ausreichenden Finanzierung der Verkehrsin fra-
strukturen, die Beeinflussung der Mobilitätsnachfrage zwecks Glättung der 
 Verkehrs spitzen sowie die internalisierung der externen Kosten. damit können 
investitionen zur Beseitigung von Kapazitätsengpässen reduziert oder  zumindest 
hinausgezögert werden. als ersatz für die heutigen Verkehrsabgaben  sollen 
 dabei individuell anrechenbare, variable netznutzungsgebühren bei den primä-
ren nutzern der Verkehrsinfrastrukturen erhoben werden.

4. Die wirtschaftliche Produktivität bei gleichzeitiger  
entkoppelung vom ressourcen- und energieverbrauch 
steigern, den konsum auf die Nachhaltige entwicklung 
ausrichten

herausforderungen und zielsetzungen

im Kontext der unO-Konferenz über nachhaltige entwicklung im Juni 2012 (rio +20) 
wird der Übergang zu einer ‹grünen wirtschaft› postuliert, und der Ministerrat der 
Oecd hat 2011 mit der Verabschiedung einer entsprechenden Strategie ein ‹grünes 
wachstum› gefordert. die sozioökonomische entwicklung soll gestärkt und mit einer 
absoluten absenkung des umwelt- und ressourcenverbrauchs verknüpft werden. 
zum Übergang zu einer wissensbasierten, hochproduktiven und gleichzeitig ressour-
cenleichten Volkswirtschaft muss ein breites Spektrum von Politiken beitragen,  wie 



32

aKtiOnSPLan 2012–2015

etwa Bildung, Forschung, innovation (BFi), Steuer- und wettbewerbspolitik, 
 arbeitsmarktpolitik oder die infrastrukturpolitik. die Produktions- und Konsum-
muster müssen umorientiert werden. herstellung und Konsum von Produkten 
 (Gütern, dienstleistungen, Bauwerken) sind so auszurichten, dass diese über ihren 
gesamten Lebensweg hohen wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen anforde-
rungen genügen. werden diese anforderungen eingehalten, können daraus sowohl 
Kosteneinsparungen als auch geringere externe Kosten – zum Beispiel im Bereich der 
Gesundheit – resultieren.

Konsumentinnen und Konsumenten können durch die nachfrage solcher Produkte 
einen wichtigen Beitrag leisten. der Bund selbst nimmt bei seinem Konsumverhalten 
eine Vorbildfunktion ein, indem er im rahmen seiner Beschaffungstätigkeit Produkte 
nachfragt und Bauwerke realisiert, die wirtschaftlich, umweltschonend und gesund-
heitsverträglich sind und die sozial verantwortungsvoll produziert werden. 

Bei der Festlegung und der umsetzung der Massnahmen ist das partnerschaftliche 
und koordinierte zusammenwirken von Staat, wirtschaft, Gesellschaft und  Forschung 
von grosser Bedeutung. dabei ist auch die Verantwortung der unternehmungen  zu 
betonen, in ihrer tätigkeit vermehrt anliegen der nachhaltigen entwicklung zu 
 berücksichtigen (corporate Social responsibility), sei es durch die entwicklung von 
nachhaltigkeitsorientierten Geschäftsstrategien, durch die entsprechende Gestaltung  
von Produkten und Produktionsprozessen oder durch die Übernahme von Standards 
und normen im Bereich des umwelt- und sozialverantwortlichen handelns. Generell 
gilt es, über anreize und durch die entwicklung geeigneter rahmenbedingungen 
verstärkte innovationsimpulse für einen nachhaltigkeitsorientierten Strukturwandel 
der wirtschaft zu vermitteln. 

ein haupterfordernis ist, dass die Preise für energie, Mobilität, entsorgung, raum- 
und ressourcenverbrauch der Kostenwahrheit entsprechen, indem nicht nachhaltige 
Subventionen abgebaut und die externen Kosten internalisiert werden. durch 
Kosten wahrheit entstehen anreize zur Steigerung der umwelteffizienz, womit sich 
auch Kosten einsparen lassen, und der technische Fortschritt wird in die richtung von 
nachhaltigen Produkten und Prozessoptimierungen gelenkt. darin liegen wirtschaft-
liche Potenziale, die im 21. Jahrhundert an Bedeutung gewinnen werden.

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

herstellung und Konsum von 
 Produkten (Gütern, dienst-
leistungen, Bauwerken) sind so 
 auszurichten, dass diese über 
 ihren gesamten Lebensweg hohen 
 wirtschaftlichen, ökologischen und 
sozialen anforderungen genügen.

indikator ziel trend Bewertung

Verfügbares einkommen ➚  ➙ ±
totaler materialaufwand ➘  ➚ –
materialintensität ➘  ➘ +
konsum von Bioprodukten ➚ ➚ +
Siedlungsabfälle ➘ ➚ –
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laufende massnahmen

4a Nachhaltiges Bauen

der Bausektor ist infolge jährlicher investitionen von etwa 57 Milliarden Franken 
von zentraler Bedeutung, wobei ein drittel der investitionen durch öffentliche 
Bauherren getätigt wird. er soll sich grundsätzlich nach den Leitlinien dieser 
Strategie richten. zur zielgerechten Förderung der vielfältigen aktivitäten im 
 Bereich des nachhaltigen Bauens unterstützt der Bund die Gründung eines 
netzwerks für nachhaltiges Bauen sowie auch die entwicklung eines Standards 
für nachhaltiges Bauen, der von einem umfassenden nachhaltigkeitsverständnis 
ausgeht. weiter beschafft er Bauleistungen und Bauwerke, die über ihren 
 gesamten Lebensweg sehr hohen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
anforderungen genügen, nimmt im rahmen seiner zuständigkeiten einfluss auf 
die normen und regelungen im Baubereich und verwaltet sein umfangreiches 
immobilienportfolio nach Kriterien der nachhaltigen entwicklung.

4b integrierte Produktepolitik

der ressourcenverbrauch und negative umweltauswirkungen bei der Produktion  
und durch den Konsum von Produkten sollen konsequent vermindert werden.  
zudem sollen gerechtere, menschenwürdige arbeitsbedingungen geschaffen  
werden. dazu fördert der Bund Massnahmen zur Schliessung der Stoffkreisläufe 
sowie zur entwicklung der Ökobilanzierung und trägt zur Verbesserung der 
 information über die umweltbelastung von Produkten bei. Ferner berücksichtigt  
er bei der öffentlichen Beschaffung speziell Güter und dienstleistungen, die 
über ihrem gesamten Lebensweg hohen wirtschaftlichen, sozialen und öko-
logischen anforderungen genügen.

4c weiterentwicklung der agrarpolitik

der Bundesrat will im rahmen der agrarpolitik 2014–2017 die landwirtschaftliche  
Produktion stärken, bei gleichzeitiger Steigerung der umweltleistungen und 
Verbesserung der bäuerlichen einkommenslage. Kernelement ist die weiter-
entwicklung des direktzahlungssystems auf zielgerichtete Beiträge, welche 
 spezifisch besonders naturnahe sowie umwelt- und tierfreundliche Produktions-
formen unterstützen.

4d masterplan cleantech

Mit dem Masterplan cleantech Schweiz soll die innovationskraft der Schweizer 
wirtschaft gestärkt werden, insbesondere durch die Bündelung der Kräfte und 
eine verbesserte Koordination der verschiedenen akteure. in fünf handlungs-
feldern werden Massnahmen des Bundes konzipiert und umgesetzt (Forschung 
sowie wissens- und technologietransfer, regulierung, internationale Märkte, 
rahmenbedingungen, Bildung und weiterbildung). Kantone, hochschulen und 
wirtschaft werden eingeladen, im rahmen ihrer zuständigkeiten die im Master-
plan als empfehlungen formulierten aktivitäten umzusetzen und mit dem Bund 
zu koordinieren. ein Monitoring mit periodischer Berichterstattung zeigt den 
umsetzungsgrad und den künftigen handlungsbedarf auf.

4e Verantwortungsvolle unternehmensführung

corporate Social responsibility (cSr) ist der freiwillige Beitrag der wirtschaft an 
die nachhaltige entwicklung. dem Staat kommt dabei eine komplementäre 
rolle zu. der Bundesrat nimmt diese rolle wahr, indem er die verantwortungs-
volle unternehmensführung in bestimmten Bereichen fördert, wie bei spielsweise 
der Sensibilisierung der unternehmen, der unterstützung bei der  entwicklung 
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von Leitlinien und Standards zur umsetzung von cSr oder deren Förderung in 
entwicklungs- und transitionsländern.

4f Nachhaltige entwicklung in der tourismuspolitik

der Bundesrat achtet bei der umsetzung der ‹wachstumsstrategie für den 
touris mus standort Schweiz› auf die spezielle Berücksichtigung der Grundsätze 
der nachhaltigen entwicklung. im rahmen der für 2014 vorgesehenen Standort-
bestimmung zum Schweizer tourismus sollen die wirtschaftlichen, ökolo gischen 
und sozialen auswirkungen der Massnahmen der Strategie aufgezeigt werden.

Neue massnahmen

4-1 Förderung einer nachhaltigen land- und ernährungswirtschaft

der Bundesrat setzt sich für eine nachhaltige Land- und ernährungswirtschaft 
ein, welche die gesamte wertschöpfungskette umfasst, von der Produktion bis 
zum abfallmanagement von nahrungsmitteln. auf nationaler ebene wird dabei 
eine integrale Qualitätsstrategie angestrebt. auf der internationalen ebene 
 unter stützt der Bund spezifisch die ernährungs- und Landwirtschafts organisation 
der unO (FaO) und das unO-umweltprogramm (uneP) bei der erarbeitung des 
‹Programms zur Förderung einer nachhaltigen Land- und ernährungs wirt schaft›. 
zu einer nachhaltigen Land- und ernährungswirtschaft gehört  ferner eine vor-
ausschauende tiergesundheitsstrategie.

4-2 informations- und kommunikationstechnologien und  
Nachhaltige entwicklung

informations- und Kommunikationstechnologien (iKt) bringen zahlreiche chan-
cen und risiken für die nachhaltige entwicklung mit sich. Spezifisch möchte der 
Bundesrat prioritär den teilbereich der ressourcen- und energieeffizienz der iKt 
vorantreiben. Über das öffentliche Beschaffungswesen und die Optimierung der 
bundesinternen iKt-Prozesse und -Systeme soll der Bund diesen aspekten 
 be son ders rechnung tragen. im dialog mit Kantonen, Städten, Gemeinden und 
der Privatwirtschaft baut er die Möglichkeiten für energie- und ressourcen-
einsparungen weiter aus. Forschungs- und Monitoringaktivitäten zum energie-
verbrauch von iKt sowie der ersatz von seltenen rohstoffen bei der Produktion 
sollen gefördert werden, ebenso wie der ausbau von recyclingaktivitäten auf 
ein Schliessen der Kreisläufe hin. Schliesslich sollen innerhalb der Bundesverwal-
tung die Substitutionsmöglichkeiten durch iKt systematisch ausgelotet und die 
rechtlichen, organisatorischen und technischen Voraussetzungen für ihren ein-
satz und ihre akzeptanz geschaffen werden.
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5. Die natürlichen ressourcen nachhaltig nutzen

herausforderungen und zielsetzungen

natürliche ressourcen wie Biodiversität und wald erbringen Leistungen, die für die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche entwicklung unverzichtbar sind. die biologische 
Vielfalt ist eine zentrale Lebensgrundlage der Menschen. in der Schweiz kommen 
viele gefährdete arten nur noch in kleinen Beständen und an wenigen Stellen vor. 
der Schutz, die aufwertung und die Vernetzung solcher Standorte sind erst in den 
ver gangenen 20 Jahren richtig angelaufen. diese geschützten Gebiete sind aber zu 
klein und in ungenügender Qualität, um gefährdete arten langfristig zu erhalten. Be-
reits wurden mehrere Grundlagen und instrumente entwickelt, um die biologische 
Vielfalt in der Schweiz zu schützen (z.B. Biotopinventare, rote Listen, Biodiversitäts-
monitoring, ökologischer ausgleich).

Landschaften bilden die räumlichen Voraussetzungen für die Biodiversität und dienen  
der Sicherung der regenerationsfähigkeit natürlicher erneuerbarer ressourcen, das 
heisst der Funktionsfähigkeit von Ökosystemen. zudem sind die landschaftlichen 
Qualitäten eine Grundlage der Lebensqualität und der Standortattraktivität. die 
wälder  sind zentral als rohstoffquelle, als Lebensraum für tiere und Pflanzen, als 
Senke für Klimaemissionen, Lebens- und arbeitsraum für Menschen, erholungs-
gebiet, als Filter für wasser, Schutzwald und Stabilisator für Ökosysteme. während 
weltweit der Schutz der wälder vor Übernutzung im Vordergrund steht, wird in der 
Schweiz der wald unter seiner zuwachsleistung genutzt, wodurch eine vermehrte 
nutzung des einheimischen rohstoffs und energieträgers holz sowie eine bessere 
wertschöpfung im inland energie- und klimapolitisch sinnvoll ist. zudem ist dem 
wasser mit seiner wichtigen ökologischen, aber im zusammenhang mit der wasser-
kraft- und trinkwassernutzung auch wirtschaftlichen und sozialen Funktion weiter-
hin die notwendige Beachtung zu schenken. 

herausforderungen stellen ferner umweltbeeinträchtigungen wie Gewässerbelas-
tungen durch chemische Verbindungen und hormone, die Luftbelastung durch Fein-
staub, Bodenverunreinigungen durch Schwermetalle sowie der sichere und nach-
haltige umgang mit chemikalien und gefährlichen abfällen dar.

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

während weltweit der Schutz 
der wälder vor Übernutzung im 
Vordergrund steht, wird in der 
Schweiz der wald unter seiner 
 zuwachsleistung genutzt. 

indikator ziel trend Bewertung

Brutvogelbestand ➚ ➚ +
landschaftszerschneidung ➘ ➙ ±
Ökologische Qualität des waldes ➚ ➚ +
Phosphorgehalt im Seewasser ➘ ➘ +
Feinstaubkonzentration ➘ ➘ +
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laufende massnahmen

5a  waldpolitik 2020 und ressourcenpolitik holz

der wald bedeckt ein drittel der Fläche der Schweiz. der Bundesrat hat die 
Sicher stellung einer nachhaltigen waldbewirtschaftung für die nutzung und 
den Schutz des Ökosystems wald sowie die Schaffung günstiger rahmenbedin-
gungen für eine effiziente und innovative wald- und holzwirtschaft zum ziel. 
Mit der waldpolitik 2020 sowie der ressourcenpolitik holz konkretisiert der 
Bundesrat seine ziele und strategischen Stossrichtungen in diesem Bereich.

5b weiterentwicklung der chemikalienpolitik

der Bundesrat strebt den abschluss eines bilateralen Übereinkommens mit der 
eu für registrierung, Bewertung, zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe (reach) an. dieses soll sicherstellen, dass die Schweiz in den gemein-
schaftlichen Vollzug integriert wird und eine zentrale registrierung von chemi-
schen Stoffen durch Schweizer Firmen möglich wird. zudem wird in der Schweiz 
das weltweite System der einheitlichen Kennzeichnung von chemikalien (GhS) 
im Sinne der eu-cLP-Verordnung (classification, Labelling, Packaging) bis 2015 
eingeführt.

5c Förderung einer integralen landschaftspolitik

Für die iangfristige Sicherung der landschaftlichen Qualitäten und ihrer Leistun-
gen für die Gesellschaft braucht es auf Bundesebene eine weiterentwicklung 
der behördenverbindlichen ziele des Landschaftskonzepts Schweiz (LKS). damit 
soll die integrale Landschaftspolitik zusammen mit den raumrelevanten Politik-
bereichen wie raumordnung, energie, Verkehr, Landwirtschaft gefördert wer-
den. dieser ansatz stellt den Beitrag des Bundes zur ‹Multilevel-Governance› 
der Landschaftspolitik im zusammenwirken mit den Kantonen dar.

Neue massnahme

5-1 Strategie Biodiversität Schweiz

Mit der Strategie verfolgt der Bundesrat das ziel, dass die Biodiversität reich hal-
tig und gegenüber Veränderungen reaktionsfähig (resilient) ist. Biodiversitäts-
ziele sollen in sämtlichen Sektorpolitiken berücksichtigt werden. die Strategie 
Biodiversität Schweiz formuliert zehn strategische ziele, darunter die Sicherung 
von Schutz- und Vernetzungsgebieten, die nachhaltige ressourcennutzung, die 
Förderung der Biodiversität im Siedlungsraum, ihre Berücksichtigung in der na-
tio nalen wohlfahrtsmessung sowie die Stärkung des entsprechenden internati-
onalen engagements der Schweiz.



37

6. Den sozialen zusammenhalt stärken, die kulturelle  
entfaltung und die integration fördern und demo-
grafische herausforderungen frühzeitig angehen

herausforderungen und zielsetzungen

eine nachhaltige gesellschaftliche entwicklung basiert auf einer solidarischen, ge-
rechten Gesellschaft. zahlreiche entwicklungen setzen den gesellschaftlichen zu-
sammenhalt einer Belastung aus. zu nennen sind in diesem zusammenhang erschei-
nungen  wie die ungleiche einkommensverteilung und die armut. andere entwick-
lungen, die den zusammenhalt potenziell gefährden können, sind Ängste vor 
mö gli chen Folgen der regulären und irregulären Migration, vor kulturellem Pluralis-
mus, vor einer zunehmenden individualisierung und der tendenz zum individualis-
mus, vor der Veränderung der Familienformen sowie vor ideellen und religiösen 
Spannungen. 

nachhaltige entwicklung und kulturelle entfaltung bedingen sich gegenseitig. die 
soziale und kulturelle entfaltung des individuums ist ein hauptziel menschlicher ent-
wicklung. Kulturelle aspekte sind deshalb im rahmen jeglichen politischen handelns 
zu beachten. neben diesem umfassenden einbezug setzt eine nachhaltige soziale 
und gesellschaftliche entwicklung auch die spezifische Förderung und Massnahmen 
im Bereich des Kulturschaffens und der Kulturpflege voraus. der Kulturförderung des 
Bundes kommt, unter Beachtung der Kompetenzen der Kantone, in dieser hinsicht 
grosse Bedeutung zu. Sie postuliert und konkretisiert die Förderung und Vermittlung 
der kulturellen Vielfalt sowie des zugangs zur Kultur für alle Bevölkerungskreise und 
altersgruppen.

das auf Migrationsbewegungen zurückzuführende relativ starke Bevölkerungs-
wachstum in der Schweiz wird gemäss den Bevölkerungsszenarien des Bundesamtes 
für Statistik vermutlich anhalten. den sich daraus ergebenden herausforderungen ist 
speziell über instrumente im Bereich der integrationspolitik, aber auch etwa einer 
verstärkten qualitativ hochstehenden Verdichtung nach innen im Bereich der raum-
entwicklung zu begegnen. dabei kommt auch dem preisgünstigen wohnungsbau 
eine wichtige rolle zu.

Besondere herausforderungen ergeben sich auch aus der demografischen alterung, 
die das System der sozialen Sicherheit und die Sozialpolitik mittel- und langfristig 
 unter druck setzt. der altersquotient (65-Jährige und Ältere im Verhältnis zu den  20- 
bis  64-Jährigen) wird im Laufe der kommenden Jahrzehnte von 28 % (2010) auf rund 
39 % im Jahr 2030 ansteigen. es gilt die alterssicherungssysteme an die demografische  
entwicklung anzupassen, ohne dabei zukünftigen Generationen die finanziellen 
Lasten  aufzuerlegen. die demografische entwicklung verlangt, dass wir uns auf eine 
‹Gesellschaft der vier Generationen› einstellen. die Politik muss künftig vermehrt an-
sätze verfolgen, die die vorhandenen Potenziale der verschiedenen Generationen 
nutzen und die Generationenbeziehungen insgesamt stärken.

weiter drängt sich eine verstärkte Koordination von finanziellen Sozialleistungen und 
staatlichen dienstleistungen – neben der Sozialpolitik insbesondere arbeitsmarkt-, 
ausländer-, Gesundheits-, wohnungs-, Familien-, Bildungs- und Steuerpolitik – auf, 
wenn man verhindern will, dass Personen in eigentliche armutsfallen geraten. weiter 
ergeben sich zusätzliche integrationsherausforderungen, insbesondere im Bereich  

Besondere herausforderungen  
 ergeben sich auch aus der 
 demografischen alterung, die   
das System der sozialen Sicher heit 
und die Sozialpolitik mittel- und 
langfristig unter druck setzt.
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der chancengleichheit für Menschen mit Migrationshintergrund. das Sozialkapital – 
im Sinne der Summe von Faktoren, die das geordnete zusammenleben der Menschen,  
das gegenseitige Vertrauen und damit die gesellschaftliche entwicklung fördern – ist 
zu stärken. Von vorrangiger Bedeutung ist die integration der ausländischen wohn-
bevölkerung. die gegenseitige Kenntnis der in der Schweiz gelebten Kulturen ist von 
entscheidender Bedeutung für den zusammenhalt des Landes. es gilt, die Probleme, 
die mit der mangelnden integration zusammenhängen, zu vermindern und dadurch 
Folgekosten zu minimieren. denn bei geringer sozialer oder beruflicher integration 
besteht ein erhöhtes risiko von arbeitslosigkeit, armut, Krankheit, Sucht und Krimi-
nalität. der Staat muss günstige rahmenbedingungen für chancengleichheit und 
teilhabe am gesellschaftlichen Leben schaffen. 

wichtig für die Sicherstellung des gesellschaftlichen zusammenhalts sind die 
 gegenwärtigen reformbestrebungen im Bereich der Sozialversicherungen, insbe-
sondere die umsetzung der 5. revision der invalidenversicherung (iV), die 6. iV- 
revision (6a und 6b) sowie die geplante 12. revision der alters- und hinterbliebenen-
versicherung (ahV).

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

laufende massnahme

6a gemeinnütziger wohnungsbau

der Bundesrat unterstützt den gemeinnützigen wohnungsbau gezielt über fi-
nanzielle anreize für gemeinnützige Bauträger, die im Gegenzug hohe an sprü-
che an das ökologische, energieeffiziente und hindernisfreie Bauen  erfüllen 
müssen. Mit dem aufbau eines ‹Kompetenzzentrums wohnen› wird künftig 
eine stärkere ausrichtung auf Beratung und dienstleistungen angestrebt. nebst 
baulichen und betrieblichen aspekten soll dabei auch grosses  Gewicht auf das 
soziale zusammenleben und neue wohnformen gelegt werden. Schliesslich gilt 
es, die Möglichkeiten zur Förderung des preisgünstigen wohnungsbaus mit 
raumplanerischen Mitteln auszuloten.

der Staat muss günstige rahmen -
bedingungen für chancen gleich-
heit und teilhabe am gesellschaft- 
lichen Leben schaffen.

indikator ziel trend Bewertung

ungleichheit der einkommensverteilung ➘ ➙ ±
indikator zur armut*

Verurteilungen wegen gewaltdelikten ➘ ➚ –
Frühzeitige Schulabgänger/-innen (nach Nationalität) ➘ ➘ +
lohnunterschiede zwischen Frauen und männern ➘ ➘ +

* die entsprechenden daten werden im Verlauf der Legislatur folgen.
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Neue massnahme

6-1 weiterentwicklung der integrationspolitik des Bundes

der Bundesrat möchte ein friedliches zusammenleben und einen chancen glei-
chen zugang von Migrantinnen und Migranten zu den gesellschaftlichen ange-
boten gewährleisten. dabei soll der integrationsauftrag über eine revision des 
ausländergesetzes und einzelner Gesetze der regelstrukturen (beispielsweise 
im Bereich der Berufsbildung und der arbeit) verankert werden. Gleichzeitig soll 
die spezifische integrationsförderung ergänzt und verstärkt sowie über mehr-
jährige Programmvereinbarungen mit den Kantonen verbindlicher umgesetzt 
werden. Schliesslich soll der dialog zur integration im rahmen der tripartiten 
agglomerationskonferenz (taK) intensiviert werden.

7. Die gesundheit der Bevölkerung verbessern

herausforderungen und zielsetzungen

der Gesundheitszustand der Schweizer Bevölkerung – gemessen an Lebenserwar-
tung und Sterblichkeitsrate – war noch nie so gut wie heute. dennoch sind die Ge-
sundheitsrisiken weiterhin vielfältig, und die zunehmende ungleichheit der einkom-
mensverteilung wirkt sich negativ auf die Gesundheit der Bevölkerung aus. Beispiels-
weise nehmen als Folge von Übergewicht (z.B. diabetes, herz-Kreislauf-erkrankungen), 
tabakrauchen (z.B. Krebs, Lungenprobleme) und anderen Suchtproblemen chroni-
sche Krankheiten zu. ebenso begünstigen globale entwicklungen (z.B. reise tätigkeit, 
Globalisierung der Märkte, antibiotika) das auftreten und die Verbreitung übertrag-
barer Krankheiten (z.B. Grippepandemien, medikamentenresistente erreger, hiV/Sti, 
über nahrungsmittel übertragende erreger). des weiteren häufen sich psychische 
Probleme, beispielsweise aufgrund von grösseren arbeitsbelastungen oder verwand-
ten gesundheitsschädlichen arbeitsbedingungen.

die Gesundheitsversorgung war bisher zu exklusiv auf die kurative (heilende) Medizin 
ausgerichtet. Künftig muss auch auf den allgemeinen Gesundheitszustand der Bevöl-
kerung Gewicht gelegt werden. entsprechend sollten daher in zukunft die Krank-
heitsprävention und die Gesundheitsförderung stärker berücksichtigt werden. dazu 
sind diese als wichtige Pfeiler des Gesundheitssystems zu stärken sowie die Steuerung  
und die Koordination der akteure und Massnahmen zu verbessern. hierfür verab-
schiedete der Bundesrat 2009 den entwurf eines neuen Präventionsgesetzes und 
2010 den entwurf des totalrevidierten epidemiengesetzes zuhanden des Parlaments. 
der ausgang dieses politischen Prozesses wird die rechtlichen rahmenbedingungen 
der künftigen Präventionspolitik mitprägen. des weiteren ist eine multisektorale Po-
litik zu verfolgen, die die zusammenhänge zwischen Gesundheitszustand einerseits 
und umweltsituation, ernährungsgewohnheiten, Bewegungs- und Mobilitätsverhal-
ten sowie sozialen unterschieden andererseits thematisiert. unabdingbare anliegen 
sind die Förderung der öffentlichen Gesundheit zu gleichen Bedingungen für alle – 
dazu gehören unter anderem gesundheitsrelevante informationen und Bildung –, die 
Stärkung des sozialen zusammenhalts sowie der verbesserte Schutz vor Gesundheits-
bedrohungen, beispielsweise durch den erleichterten zugang zu impfungen, Präven-
tion und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten. ebenso sind die sportlichen 
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aktivitäten der Bevölkerung und die Mobilität aus eigener Kraft zu fördern und be-
wegungs- und gesundheitsbegünstigende sowie lärmarme Lebensräume zu schaffen 
oder zu erhalten. dabei gilt es, für die regelmässige sportliche aktivität der Bevölke-
rung optimale Bedingungen zu schaffen.

eine zentrale herausforderung in der Krankenversicherung ist die dauerhafte dämp-
fung der Kostenentwicklung. entscheidend sind daher reformen, welche die Bedürf-
nisse in einer sich wandelnden Gesellschaft befriedigen, die Gesundheitskompetenz 
der Bevölkerung erhöhen sowie die effizienz und den wettbewerb sowie die Qualität 
im Gesundheitswesen sicherstellen. insbesondere sind anreize zu eliminieren, die zu 
einer Mengenausweitung medizinischer Leistungen beitragen, ohne dass dies durch 
zusätzliche Bedürfnisse in einer alternden Gesellschaft gerechtfertigt erscheint.

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:  

laufende massnahmen

7a allgemeine Sport- und Bewegungsförderung

im interesse der Leistungsfähigkeit, der sozialen Kohäsion und der Gesundheit 
der Bevölkerung unterstützt der Bundesrat bedarfsgerechte und gezielte ange-
bote und ausbildungen für alle alters- und Leistungsstufen. durch qualitativ 
gute angebote und ausbildungen soll zu einem breiten angebot an Sport- und 
Bewegungsmöglichkeiten beigetragen werden.

7b  Nationales Programm ernährung und Bewegung

ziel des Programms ist es, durch einen gesunden Lebensstil mit einer ausgewo-
genen ernährung und ausreichend Bewegung nicht übertragbaren Krank heiten 
(z.B. Krebs, herzerkrankungen, diabetes) vorzubeugen. Über die Stärkung der 
eigenverantwortung, die Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit und die 
Förderung von freiwilligen Massnahmen der wirtschaft wird eine nachhaltige 
Förderung der Lebensqualität angestrebt.

7c  abbau gesundheitlicher ungleichheiten

die Strategie ‹Migration und Gesundheit› trägt zum abbau von vermeidbaren 
gesundheitlichen Benachteiligungen bei Personen mit Migrationshintergrund 
bei. Sie verbessert die Voraussetzungen, dass diese in der Schweiz dieselbe 
chance wie einheimische haben, ihr Gesundheitspotenzial zu entfalten. in vier 
handlungsfeldern werden gegenwärtig Massnahmen umgesetzt: Gesundheits-
förderung und Prävention, Bildung und Versorgung im Gesundheitswesen, 
 interkulturelles Übersetzen sowie Forschung und wissensmanagement. der 

indikator ziel trend Bewertung

gesundheitsrelevantes Verhalten: körperliche aktivität ➚ ➚ +
Übergewicht ➘ ➚ –
lebenserwartung in guter gesundheit ➚ ➚ +
Psychisches wohlbefinden ➚ ➚ +
gesundheitsausgaben ➙ ➚ –
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Bundesrat will eine weiterentwicklung dieser Politik in richtung abbau gesund-
heitlicher ungleichheiten im rahmen der umsetzung des Präventionsgesetzes 
prüfen, um den unterschiedlichen gesundheitlichen Voraussetzungen je nach 
sozialer Schicht oder Lebensbedingungen Folge zu leisten.

Neue massnahme

7-1 Verstärkung der Nachhaltigen entwicklung in der Präventionspolitik

das Präventionsgesetz sieht die erarbeitung von nationalen zielen zur Stärkung 
von Prävention, Gesundheitsförderung und Früherkennung vor. abgeleitet da-
von soll der Bundesrat seine Strategie mit konkreten Massnahmen festlegen. 
Bei der erarbeitung der ziele und der bundesrätlichen Strategie, aber auch bei 
ihrer umsetzung im rahmen nationaler Präventions-, Gesundheitsförderungs- 
und Früherkennungsprogramme, sollen die Grundsätze der nachhaltigen ent-
wicklung berücksichtigt werden.

8. Bei globalen entwicklungs- und umweltherausforde-
rungen Verantwortung übernehmen

herausforderungen und zielsetzungen

die wirtschaftlichen und politischen Machtverhältnisse verschieben sich mit hoher 
Geschwindigkeit. Viele Oecd-Staaten sind durch die Finanz- und Schuldenkrise 
 geschwächt, während gleichzeitig der aufstieg einzelner Schwellenländer voran-
schreitet. die unterscheidung der Staaten in industrie- und entwicklungsländer 
stimmt je länger, desto weniger, und die Verhältnisse werden immer komplexer und 
differenzierter. trotz allem wird sich aber die wirtschaftliche Globalisierung im Laufe 
des 21. Jahrhunderts fortsetzen. die industrieproduktion wird in zunehmendem 
Mass in entwicklungs- und Schwellenländern erfolgen, insbesondere in asien. die 
transnationalen unternehmen sind Motoren der wirtschaftlichen entwicklung und 
wichtige  akteure im Globalisierungsprozess. der internationale austausch von Fi-
nanzdienstleistungen wird weiter an Bedeutung gewinnen. dieser wirtschaftliche 
Globalisierungsprozess ist mit bedeutenden herausforderungen im Bereich der 
 umwelt und entwicklung beziehungsweise armutsbekämpfung verknüpft. die Be-
anspruchung der Biokapazität der erde durch die westlichen Länder ist weiterhin zu 
gross und wächst auch stark in den sich industrialisierenden entwicklungs- respektive 
Schwellenländern. Schon heute werden die globalen natürlichen ressourcen weit 
stärker genutzt, als dies im rahmen einer nachhaltigen entwicklung möglich wäre. 
die energieversorgung gehört zu den Bereichen, bei denen andere Gesellschaften 
von den entscheidungen der Schweiz ebenso betroffen sind wie wir von den gewähl-
ten energiepfaden anderer nationen. welche energienachfrage wir in den nächsten 
Jahren befriedigen wollen und auf welche weise wir dies tun werden, bestimmt nicht 
nur das tempo des Klimawandels, sondern auch die Kostenentwicklung im energie-
bereich und die armutsentwicklung in entwicklungsländern.

zwischen 1990 und 2005 konnte der anteil Menschen in entwicklungsländern, die 
mit weniger als einem dollar pro tag auskommen müssen, von rund 46 % auf 27 % 
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gesenkt werden. das im rahmen der Millenniumsentwicklungsziele von 2000 für 
2015 gesetzte ziel der halbierung der anzahl Menschen in absoluter armut scheint 
erreichbar zu sein. diese Verbesserung ist aber vor allem auf die positive entwicklung 
in Schwellenländern zurückzuführen, speziell in china. Problematisch erscheint die 
stark ansteigende energienachfrage, wobei china 2009 die uSa als grössten energie-
verbraucher ablöste.

die ungleichheiten im globalen Massstab haben weiter zugenommen. Vor allem die 
anzahl der von armut und hunger betroffenen Menschen ist in Subsahara-afrika bis 
2008 nochmals um über 100 Millionen angewachsen. die dreifache Krise im Jahr 
2008 (ernährung, Finanzen und Klima bzw. erhöhung der erdölpreise) hat aufge-
zeigt, wie fragil der entwicklungsfortschritt vieler ärmerer Länder ist und wie stark er 
mit globalen Krisen verknüpft ist. die absolute zahl der unter der international aner-
kannten armutsgrenze von 1,25 dollar pro tag Lebenden bleibt mit rund einer Milli-
arde Menschen ziemlich konstant. trotz der sich verschiebenden weltwirtschaftlichen 
Gewichte bleiben die entwicklungsherausforderungen also bestehen. Gleichzeitig 
hat jedoch die Finanz- und Schuldenkrise in den industriestaaten auch zu entwick-
lungspolitischen rückschlägen geführt. 

die diskussion, wie stark und in welcher Form in zukunft auch die aufstrebenden 
Länder in asien und Lateinamerika zur armutsbekämpfung und zur Bekämpfung von 
globalen risiken beitragen werden, ist international im Gange. Länder mit niedrigem 
einkommen können durch nachhaltige Bioenergienutzung eine saubere und einfache  
Versorgung bewerkstelligen. Sie brauchen finanzielle und technische unterstützung. 
der umstieg auf erneuerbare energien kann armutsbekämpfung, Versorgungs-
sicherheit, wirtschaftliche entwicklung und steigende Lebensstandards verknüpfen. 
auch sicherheitspolitisch sind diese Fragestellungen für die Schweiz sehr relevant. 
der ‹Sicherheitspolitische Bericht› des Bundesrates von 2010 betont unter anderem 
auch die durch grosse ungleichheiten, armut, klimabedingte Migrationen oder Kon-
flikte um wasser und rohstoffe beeinflussten politischen instabilitäten als Sicher-
heitsrisiken und unterstreicht die Bedeutung von entwicklungspolitik und Friedens-
förderung für die Sicherheit der Schweiz. 

die globalen umweltveränderungen nehmen zu. 2005 wurde im rahmen des 
‹Millen nium ecosystem assessment› festgestellt, dass ungefähr 60 % der Öko-
systeme, welche das Leben auf dem Planeten erst ermöglichen, degradiert oder in 
nicht nachhaltiger weise genutzt werden. der ‹Global environment Outlook 4› (GeO 
4) des unO-umweltprogramms uneP ist zurzeit noch die aktuellste weltweite ana-
lyse der globalen umweltsituation – GeO 5 wird erst 2012 veröffentlicht werden – 
und kommt zu ähnlichen ergebnissen. die gegenwärtigen entwicklungs tendenzen 
deuten darauf hin, dass sich die Situation in den nächsten 50 Jahren noch erheblich 
verschlechtern wird. die Bewältigung globaler umweltprobleme erfordert eine auf 
nachhaltige entwicklung ausgerichtete Politikgestaltung im norden und im Süden. 
die besondere herausforderung des Klimawandels besteht für die Politik  darin, dass 
die Verursachung des Problems und deren wirkungen geografisch entkoppelt sind. 
hauptbetroffene sind entwicklungsländer. ein ungebremster Klimawandel bringt 
vielfältige auswirkungen auf die entwicklungsländer, die nord-Süd-Beziehungen und 
die entwicklungspolitik mit sich. die zahl überforderter Staaten wird voraussichtlich 
zunehmen.

die internationale Staatengemeinschaft ist gefordert, das Verursacherprinzip zu ver-
ankern und intergenerationelle Fairnessnormen festzulegen. Verantwortung für ent-
wicklungs- und umweltherausforderungen kann übernommen werden, wenn die 
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rahmenbedingungen für innovationen geschaffen werden, die eine global nach-
haltige entwicklung unterstützen.

das globale umweltsystem sollte in der Lage sein, alle anstehenden und aufkommen-
den globalen umweltprobleme kohärent aufzunehmen und sie wirksam und  effizient 
anzugehen. es muss einen institutionellen rahmen bieten, der den Schutz und die 
nachhaltige nutzung der globalen natürlichen ressourcen gewährleistet und in 
 einem institutionellen Gleichgewicht zu den anderen Pfeilern der nachhaltigen 
 entwicklung steht. um die ihm zugedachte Funktion auszuüben, muss die globale 
umweltgouvernanz deutlich gestärkt und weiterentwickelt werden. es bestehen 
viele doppelspurigkeiten, inkonsistenzen und teils sogar widersprüche zwischen den 
verschiedenen akteuren und Konventionen, die ein wirkungsvolles Vorgehen verhin-
dern. zudem müssen einerseits noch bestehende Lücken im internationalen regel-
werk gefüllt werden, andererseits die vorhandenen Konventionen und abkommen 
vollständig umgesetzt werden. 

aber auch die Millenniumsentwicklungsziele können nicht realisiert werden, wenn 
die gegenwärtige umweltzerstörung ungehindert fortgeführt wird. diese enge Ver-
knüpfung zwischen entwicklungs- und umweltpolitik zeigt der Bundesrat im 
‹aussen politischen Bericht› 2010 auf. damit wird deutlich, dass die internationale 
entwicklungspolitik und die internationale umweltpolitik noch besser aufeinander 
abzu stimmen  sind. insgesamt ist eine vermehrte Kohärenz und Gleichstellung der in-
sti tutionellen multilateralen Pfeiler anzustreben. entscheidend ist ein gut funktio nie-
rendes globales regelwerk (nachhaltigkeitsgouvernanz). neben der Förderung  eines 
diskriminierungsfreien zugangs sind in der welthandelsorganisation (wtO) die 
 Bemühungen für ein umweltverträgliches und die armut linderndes handelssystem 
voranzutreiben. daneben sind die noch relativ schwachen und heterogenen interna-
tionalen institutionellen regelwerke auf globaler ebene in den Bereichen umwelt 
(multilaterale umweltabkommen) und Soziales aufzuwerten. Sie sind denjenigen im 
Bereich wirtschaft gleichzustellen. die notwendigkeit einer verbesserten nachhaltig-
keitsgouvernanz ist im unO-System insofern anerkannt worden, als dies eines der 
beiden hauptthemen der unO-weltkonferenz über nachhaltige entwicklung in 
Brasi lien 2012 darstellt. 

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

es wird deutlich, dass die inter - 
na tionale entwicklungspolitik  
und  die internationale umwelt-
politik noch besser aufeinander 
 abzustimmen sind.

indikator ziel trend Bewertung

Öffentliche entwicklungshilfe ➚ ➚ +
Öffentliche entwicklungshilfe für arme länder ➚ ➘ –
indikator zum internationalen umweltbereich*

inkrafttreten multilateraler abkommen ➚ ➙ ±
Fair trade ➚ ➙ ±

* die entsprechenden daten werden im Verlauf der Legislatur folgen.
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laufende massnahmen

8a Stärkung des internationalen umweltregimes

die Schweiz setzt sich für die weitere Stärkung des internationalen umwelt-
regimes  ein, insbesondere durch ihr engagement im rahmen des unO-umwelt-
programmes, der umweltkonventionen und des globalen umweltfonds. dabei 
wird besonders auf die Bereiche Klima, Biodiversität, chemikalien, abfall-
manage ment, wald und wasser fokussiert.

8b internationaler handel und investitionen

der Bundesrat ist bestrebt, die weitere Liberalisierung und wirtschaftliche inte-
gra  tion im rahmen der wtO und der bilateralen Freihandelsabkommen voran-
zutreiben. dabei setzt er sich insbesondere dafür ein, dass diese durch die 
 Berücksichtigung von sozialen und ökologischen aspekten zu einer nach hal-
tigen wirtschaftlichen entwicklung beitragen. Bei abkommen zum Schutz von 
Schwei zer investitionen im ausland – so genannten investitions schutz ab kom-
men  – soll geprüft werden, inwieweit die integration von zusätzlichen nachhal-
tigkeitsbestimmungen für die kohärente einhaltung der völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen der Schweiz notwendig oder zweckmässig ist.

Neue massnahmen

8-1 Verstärkung der entwicklungszusammenarbeit durch Programme  
im Bereich der ‹grünen wirtschaft›

der Bundesrat möchte die Beiträge an die Schweizer entwicklungszusammen-
arbeit schrittweise bis 2015 auf 0,5 % des Bruttonationaleinkommens (Bne) 
 erhöhen. Über den rahmenkredit 2013–2016 werden die auf entwicklungs- 
und Schwellenländer ausgerichteten Förderprogramme in den für einen Struk-
turwandel richtung ‹grüne wirtschaft› relevanten Bereichen verstärkt. dies be-
trifft speziell die Bereiche umwelt, energie, Klimaschutz, Biodiversität, nachhal-
tige Landwirtschaft/ernährungssicherheit, chemikalien und abfall, nachhaltiger 
handel, saubere Produktion und technologietransfer, wasser und wald.

8-2 erneuerung der millenniumsentwicklungsziele in richtung ziele  
für eine globale Nachhaltige entwicklung

die Millenniumsentwicklungsziele (MdGs) wurden nach der Verabschiedung 
der Millenniumsdeklaration im Jahr 2000 als konkrete ‹roadmap› für die ar-
muts bekämpfung lanciert und laufen 2015 aus. Sie haben sich als ein wichtiges 
und richtungsweisendes instrument der internationalen zusammenarbeit etab-
liert, indem sie die konkreten entwicklungsziele mit Fokus auf soziale herausfor-
derungen wie Gesundheit oder hunger definieren. ab 2013 wird ein internati-
onaler Prozess lanciert, um die erneuerung der MdGs zu diskutieren. der 
Bundes rat wird sich aktiv dafür einsetzen, dass die internationale Staatenge-
meinschaft die globalen entwicklungsziele nach 2015 fortführt und verstärkt.
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8-3 reform und Stärkung der globalen gouvernanz der  
Nachhaltigen entwicklung

die globale Gouvernanz der nachhaltigen entwicklung ist reformbedürftig. die 
verschiedenen in der Vergangenheit in angriff genommenen reformvorhaben 
(beispielsweise der Kommission für nachhaltige entwicklung, cSd) haben die 
grundlegenden institutionellen Probleme nicht gelöst. die Frage des institutio-
nellen rahmens der nachhaltigen entwicklung wird am nachhaltigkeitsgipfel in 
rio 2012 wieder hoch auf der agenda stehen, wobei sich die Schweiz bei dieser 
Gelegenheit und auch in der Folge aktiv für eine verstärkte internationale nach-
haltigkeitsgouvernanz einsetzen wird.

9. Die Finanzierung der öffentlichen haushalte und  
der Sozialversicherungen langfristig sichern

herausforderungen und zielsetzungen

nachhaltige entwicklung setzt voraus, dass die gegenwärtigen Generationen nicht 
auf Kosten der zukünftigen leben. in finanzpolitischer hinsicht gilt es dabei, eine un-
erwünschte umverteilung von wohlstand unter den Generationen zu vermeiden. die 
Finanzpolitik muss für Stabilität besorgt sein und das wirtschaftswachstum begüns-
tigen sowie die Beschäftigung, die wohlfahrt und den gesellschaftlichen zusammen-
halt fördern. dies wird durch ein mittelfristig ausgeglichenes Staatsbudget, eine tiefe 
Schuldenquote sowie eine im internationalen Vergleich niedrige Staats- und Fiskal-
quote erreicht. die konsequente umsetzung der Schuldenbremse stellt sicher, dass 
die defizite der Finanzrechnungen eingedämmt werden. diese strukturellen defizite 
stellten die wichtigste ursache der neuverschuldung in den 1990er Jahren dar. die 
trendwende in der Schuldenwirtschaft ist geschafft. Seit 2005 ist die Schuldenquote 
rückläufig. die Stabilisierung der Bundesschulden und damit die Senkung der Schul-
denquote benötigt dennoch weiter gehende Massnahmen.

es muss gewährleistet werden, dass die Schuldenbremse längerfristig umsetzbar 
bleibt, ohne dass dadurch die Budgetqualität infrage gestellt wird. die Struktur der 
schweizerischen Bevölkerung wird sich stark verändern. die geburtenstarken Jahr-
gänge werden in den kommenden 20 Jahren in Pension gehen. Gleichzeitig ist die 
Geburtenrate stark gesunken, und die Lebenserwartung steigt weiter an. diese Ver-
änderung der demografischen Struktur hat auch auswirkungen auf die öffentlichen 
haushalte. Von den Veränderungen am stärksten betroffen sind die ausgaben in den 
Bereichen altersversicherung, Gesundheit und Langzeitpflege. analysen zeigen, dass 
die Staatsausgaben in diesen drei Bereichen bis 2050 um bis zu 5 % des Brutto-
inlandsprodukts ansteigen können. Finanzierungsengpässe zeichnen sich auch bei 
den Verkehrsinfrastrukturen ab (Schiene und Strasse). die wachsende Mobilität, 
 unter anderem zurückzuführen auf die starke zunahme der wohnbevölkerung, die 
steigende Verkehrsbelastung und das höhere alter der Verkehrsnetze erfordern bis 
2030 investitionen von bis zu 160 Milliarden Franken. das entspricht gegenüber 
heute jährlichen Mehrausgaben von bis zu einem drittel. weiter verlangen die For-
schung und die Sicherung des Bildungsstandorts Schweiz weiter steigende investi -
tionen. um die Bundesfinanzen nachhaltig zu stabilisieren, muss die nach wie vor 
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hohe ausgabendynamik weiter abgebremst werden. Strukturelle reformen im ge-
samten Spektrum der Bundesaufgaben sind erforderlich.

weiter gilt es, die Stabilität des internationalen Finanzsystems zu stärken und durch 
eine geeignete regulierung des Finanzsektors systemrelevante risiken zu mini mieren.

um die nachhaltige entwicklung zu fördern, sind finanzpolitische instrumente auch 
in den Bereichen energie, Verkehr, emissionen und ressourcen einzusetzen. Finanzi-
elle anreize sind geeignet, das Verhalten der Menschen zu beeinflussen. in der jün-
geren Vergangenheit konnten zusammen mit Sektorpolitiken sowohl auf der einnah-
men- als auch auf der ausgabenseite aus Sicht der nachhaltigen entwicklung wich-
tige neue instrumente eingeführt und weiterentwickelt werden (z.B. cO2-abgabe,  
leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVa), direktzahlungen in der Landwirt-
schaft). Solche ansätze sind in der zukunft auszubauen.

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

laufende massnahme

9a  Berichterstattung über die haushaltsrisiken

unter haushaltsrisiken versteht man allgemein die Gefahr, dass die abschlüsse 
der staatlichen haushalte trotz sorgfältiger Planung wesentlich von den budge-
tierten werten abweichen können. Mit der eingliederung eines spezifischen 
 Kapitels in die Finanzberichterstattung zum Voranschlag 2011 hat der Bundes-
rat einen ersten Schritt zur besseren transparenz gemacht. in den kommenden 
Jahren sollen Lücken in der Berichterstattung weiter geschlossen werden. im 
Vordergrund stehen dabei zwei risikofaktoren. einerseits sollen die einflüsse des 
Klimawandels auf den öffentlichen Finanzhaushalt und die Schweizer wirt-
schaft aufgezeigt werden, und andererseits sollen einnahmenausfälle durch 
Steuer vergünstigungen aufgezeigt werden, deren anzahl gesenkt und damit 
die Komplexität des Steuersystems reduziert werden.

indikator ziel trend Bewertung

Schuldenquote der öffentlichen haushalte ➘ ~ ±
Fiskalquote der öffentlichen haushalte ➘ ➚ –
indikator zu den umweltbezogenen Steuern*

indikator zur sozialen Sicherheit*

indikator zur regionalen Solidarität*

* die entsprechenden daten werden im Verlauf der Legislatur folgen.
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Neue massnahmen

9-1 Ökologisierung des Steuersystems

auf der Basis von bestehenden Grundlagenarbeiten arbeitet der Bundesrat auf 
eine stärkere ausrichtung des Steuersystems auf dessen ökologische auswir-
kungen hin. Bestehende Fehlanreize im Steuer- und Subventionsbereich sollen 
eliminiert werden. die Ökologisierung des Steuersystems soll aufkommensneu-
tral erfolgen.

9-2 Fiskalregeln für die Sozialversicherungen

die ansprüche der Leistungsbezüger wie auch die Beiträge an die Sozialwerke 
sind gesetzlich definiert. es gibt jedoch keine Gewähr dafür, dass die erträge die 
ausgaben auch tatsächlich decken (etwa als Folge der demografischen entwick-
lung). So genannte Fiskalregeln für die Finanzierung von Sozialversicherungen 
beschränken die ausgaben, das defizit oder auch die Verschuldung bestimmter 
staatlicher Körperschaften oder institutionen. der Bundesrat beabsichtigt bei 
allen  anstehenden reformen von Sozialversicherungen die Prüfung einer ein-
führung von Fiskalregeln, um dadurch die langfristige Finanzierung zu sichern. 
dies betrifft in der laufenden Legislatur vor allem die revisionen der alters- und 
hinterbliebenenversicherung (ahV) sowie der invalidenversicherung (iV).

10. Bildung, Forschung und innovation konsequent für  
die umsetzung der Nachhaltigen entwicklung nutzen

herausforderungen und zielsetzungen

wissen und die nutzung dieses wissens gehören heute zu den kostbarsten ressour-
cen, um entwicklungsprozesse nachhaltig zu gestalten. ein hohes niveau an Kompe-
tenzen (Fach- und Schlüsselkompetenzen) befähigt die Menschen, komplexe Pro-
bleme zu lösen, und es stärkt die Kreativität und die wettbewerbsfähigkeit des Lan-
des. wissen ist auch eine der wichtigsten Voraussetzungen zur Befähigung, werte 
und Verhalten kritisch zu reflektieren, die eigene identität zu entfalten, eigenständig 
zu denken und zu handeln und die kulturelle und wirtschaftliche integration zwischen  
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu ermöglichen. wissen und Fähigkeiten 
sind schliesslich auch wichtig, um das Verständnis der zusammenhänge zwischen 
Gesellschaft, Politik, wirtschaft und natürlicher umwelt sowie entsprechendes han-
deln zu fördern. 

der Bundesrat stuft die Politik im Bereich von Bildung, Forschung und innovation 
(BFi) als prioritär ein und weist ihm ein überdurchschnittliches Budgetwachstum zu. 
dabei soll auch dazu beigetragen werden, das nachhaltigkeitsverständnis in allen 
 Bereichen und auf allen Stufen der Bildung12 sowie bei der Forschung zu verankern 
und zu stärken.

der Bundesrat will dies über Schwerpunktsetzungen innerhalb der bestehenden 
 Gefässe seiner BFi-Politik erreichen. im Bereich der eidgenössischen technischen 
hochschulen (eth) sollen über strategische Vorgaben nachhaltigkeitsrelevante the-
menfelder wie zum Beispiel die ressourcen- und energienutzung und die raum-

der Bundesrat stuft die Politik   
im Bereich von Bildung,  
Forschung und innovation  
(BFi) als prioritär ein. 
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entwicklung unterstützt werden. Beim Schweizerischen nationalfonds (SnF) können 
sowohl die Grundlagenforschung (z.B. umweltwissenschaften) als auch die orien-
tierte Forschung (z.B. nationale Forschungsschwerpunkte Klima und nord-Süd, 
natio nale Forschungsprogramme nFP 68 ‹nachhaltige nutzung der ressource Bo-
den› und nFP 69 ‹Gesunde ernährung und nachhaltige Lebensmittelproduktion›) zu 
einer nachhaltigen entwicklung beitragen. 

Von Bedeutung ist auch die Schweizer Beteiligung an Forschungsrahmenprogram-
men der europäischen union mit zahlreichen Schnittstellen zur thematik der nach-
haltigen entwicklung. eine wichtige rolle misst der Bundesrat auch den akademien 
der wissenschaften bei, die mit ihren aufgaben im Bereich der Früherkennung, des 
dialogs zwischen Forschung und Politik beziehungsweise der Gesellschaft und der 
ethik wichtige Beiträge für die nachhaltige entwicklung leisten. die nachhaltige ent-
wicklung ist eine gesetzlich festgeschriebene Querschnittaufgabe im Bereich der 
Fachhochschulen und der Berufsbildung. innovationsförderung soll künftig verstärkt 
Kriterien der nachhaltigen entwicklung berücksichtigen.

die tatsache, dass die hochschulen mit ihren aktivitäten dazu beitragen, Querschnitts-
themen dieser Strategie fundiert wissenschaftlich zu bearbeiten und Lösungsansätze 
für die sich stellenden Schlüsselherausforderungen zu entwickeln, wird vom Bundes-
rat ausdrücklich begrüsst. die hochschulen sind aufgerufen, Forschungsaktivitäten 
im Bereich der Schlüsselherausforderungen und Querschnittsthemen dieser Strategie 
voranzutreiben. Schliesslich ist auch von Bedeutung, dass lokale Verwaltungen, der 
Privatsektor, die zivilgesellschaft, die akteure auf dem Gebiet der weiterbildung 
sowie  die Medien für die rolle sensibilisiert werden, die sie für die Stärkung des 
 Bewusstseins für die nachhaltige entwicklung in ihren umfeldern, als akteure der 
 informellen und der nicht formellen Bildung, aktiv leisten können.

hinweise zu aktuellen trendentwicklungen geben unter anderem die folgenden 
 indikatoren:

laufende massnahmen

10a Verankerung der Bildung für Nachhaltige entwicklung  
im schweizerischen Bildungssystem

die Schweizerische Koordinationskonferenz Bildung für nachhaltige entwick-
lung (SK Bne) vereinigt die Konferenz der kantonalen erziehungsdirektoren 
(edK) und verschiedene Bundesstellen. der Massnahmenplan 2007–2014 der 

die hochschulen sind aufgerufen,  
Forschungsaktivitäten im Bereich 
der  Schlüsselherausforderungen  
und  Querschnittsthemen dieser  
Strategie voranzutreiben.

indikator ziel trend Bewertung

lesefähigkeit der 15-Jährigen ➚ ➚ +
Frühzeitige Schulabgänger/-innen* ➘ ~ –
humanressourcen für wissenschaft und technologie ➚ ➚ +
Patentanmeldungen ➚ ➚ +
aufwendungen für Forschung und entwicklung ➚ ➙ ±

* absolutes ziel: Senkung des anteils der 25-Jährigen, die keinen Bildungsabschluss auf Sekundarstufe ii 
erworben haben, bis 2015 auf unter 5 %.
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SK Bne zielt unter wahrung des Subsidiaritätsprinzips und der zuständigkeiten 
von Bund und Kantonen im Bildungsbereich darauf, die anliegen der nach-
haltigen entwicklung dauerhaft im Bildungssystem zu verankern. der Bundesrat 
begrüsst, dass der Massnahmenplan, nachdem in der ersten umsetzungs-
periode der Schwerpunkt bei der obligatorischen Schule lag, nun zusätzlich auf 
weitere Bildungsstufen ausgeweitet wird, insbesondere auf die Sekundarstufe ii 
mit der beruflichen Grundbildung und der Gymnasialbildung.

10b Nicht formelle und informelle Bildung für Nachhaltige entwicklung

nebst der formellen Bildung sollen auch umsetzungsaktivitäten im nicht formel-
len und im informellen Bereich gefördert werden. der Bundesrat unterstützt die 
Bestrebungen der in diesem Bereich tätigen akteure, sich untereinander ver-
mehrt zu vernetzen und gemeinsam umsetzungsprogramme zu entwickeln. die 
entsprechenden Massnahmen werden im rahmen der unO-dekade für die 
 Bildung für nachhaltige entwicklung 2005–2014 anerkannt.

Neue massnahme

10-1 Verankerung der Nachhaltigen entwicklung in der Schweizer 
 hochschullandschaft

im hinblick auf die Stärkung des engagements der einzelnen hochschulen ist 
das voraussichtlich Mitte 2014 in Kraft tretende neue Bundesgesetz über die 
Förderung der hochschulen und die Koordination im schweizerischen hoch-
schulbereich (hFKG) von Bedeutung. dieses verlangt im zusammenhang mit 
den akkreditierungsvoraussetzungen für hochschulen ein engagement im Be-
reich der nachhaltigen entwicklung. im rahmen der umsetzung des hFKG sol-
len nachhaltigkeitskriterien im Bereich der universitären hochschulen und der 
Fachhochschulen weiterentwickelt und verstärkt angewendet werden, sowohl 
in Lehre und Forschung als auch bei dienstleistungen und im infrastrukturbe-
reich. zusätzlich kann der Bund projektgebundene Beiträge für aufgaben von 
gesamtschweizerischer hochschulpolitischer Bedeutung ausrichten, wenn 
diese die Förderung der nachhaltigen entwicklung zum Gegenstand haben.

10 diese Metaziele sind aufbauend auf eine 

Lageanalyse des interdepartementalen aus-

schusses nachhaltige entwicklung (idane) 

entwickelt worden (idane, Strategie nach-

haltige entwicklung 2002. Bilanz und empfeh-

lungen für die erneuerung, Bern, 2007).

11 Siehe www.monet.admin.ch.

12 dies umfasst die formelle Bildung (in erzie-

hungs- und Bildungsinstitutionen praktizierte 

Bildung mit anerkannten Qualifikationen und 

diplomen, einschliesslich der Berufsbildung), 

die informelle Bildung (von den individuen im 

täglichen Leben angeeignete Bildung) sowie 

die nicht formelle (ausserhalb der hauptsächli-

chen unterrichts- und Bildungsstrukturen oder 

parallel zu diesen vermittelte Bildung in einer  

Perspektive des lebenslangen Lernens, die 

meist nicht zum erwerb von diplomen führt).

http://www.monet.admin.ch
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Nachhaltigkeitsmonitoring

Für die Bestimmung der Position der Schweiz auf dem weg zu einer nachhaltigen 
entwicklung braucht es ein Messinstrument. dieses besteht mit dem Monitoring der 
nachhaltigen entwicklung (MOnet) seit 2003. die rund 75 regelmässig aktualisier-
ten indikatoren schaffen ein Gesamtbild der nachhaltigen entwicklung der Schweiz. 
das indikatorensystem misst die nachhaltige entwicklung mit einem ganzheitlichen 
ansatz, wobei die Lebensqualität der aktuellen Generation sowie die Verteilungs-
gerechtigkeit über raum und zeit gemessen werden. es beobachtet, ob und in wel-
chen Bereichen sich die Schweiz auf dem weg zu einer nachhaltigen entwicklung 
befindet. die auswahl der indikatoren basiert nicht auf politischen Vorgaben, son-
dern auf einem methodischen Konzept, das aus einem Bezugsrahmen und einer 
syste mischen Struktur besteht. damit werden unabhängigkeit, transparenz und Voll-
ständigkeit gewährleistet. 

die definition der nachhaltigen entwicklung und der drei zieldimensionen (gesell-
schaftliche Solidarität, ökologische Verantwortung, wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit) werden durch 45 Postulate konkretisiert. diese Postulate sind Forderungen, wel-
che die richtung der entwicklung bestimmen und deren Bewertung erlauben. Sie 
erlauben gleichzeitig eine konsistente und transparente wahl der indikatoren, indem 
jeder indikator zu mindestens einem Postulat einen Bezug aufweisen muss.

Mit einer typologie der indikatoren werden die relevanten aspekte der nachhaltigen 
entwicklung gemessen: 

> Bedürfnisdeckung der heutigen Generation (Lebensqualität)
> Bedürfnisdeckung der nächsten Generation (Kapitalerhaltung)
> Verteilung der ressourcen (Gerechtigkeit)
> effizienz des ressourcenverbrauchs (entkoppelung)
> Gesellschaftliche und politische Massnahmen (reaktion) 

Jeder indikator kann einem typ zugeordnet werden. So wird sichergestellt, dass im 
System jeder themenbereich anhand verschiedener indikatorentypen gemessen 
wird. damit können differenzierte aussagen und Bewertungen zu einem thema 
 gemacht werden. 

MOnet dient auch als informationsplattform. Sämtliche elemente des indikatoren-
systems (indikatoren, Postulate, definitionen und Methoden) werden auf dem inter-
net publiziert.13 Kondensierte informationen werden in Form von Schlüsselindi-
katoren, einer taschenstatistik oder der internet-applikation ‹cockpit› für die Schlüs-
selherausforderungen der vorliegenden Strategie nachhaltige entwicklung einem 
breiteren Publikum zugänglich gemacht. ein indikatorenbasierter nachhaltigkeits-
bericht, der für die unO- Konferenz für nachhaltige entwicklung im Juni 2012 publi-
ziert wird, analysiert  zudem die beobachteten entwicklungen in der Schweiz in den 
letzten zwanzig  Jahren.14

MOnet ist ein evolutives System, das aktuellen wie auch zukünftigen Bedürfnissen 
entspricht. Seine Grundelemente (Struktur, referenzrahmen sowie ein grosser teil 
der indikatoren) sind so ausgerichtet, dass sie auch für die Beobachtung neuer gesell-
schaftspolitischer anliegen verwendet werden können. dies gewinnt beispielsweise 
an Bedeutung im Bereich der ‹grünen wirtschaft›. die indikatoren entsprechen zu-
dem zahlreichen empfehlungen der ‹commission on the Measurement of economic 

4.1

das Monitoring der nachhaltigen  
entwicklung (MOnet) schafft 
mit rund 75 regelmässig aktua-
lisierten indikatoren ein 
Gesamt bild der nachhaltigen 
entwicklung  der Schweiz.
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Performance and Social Progress› (Stiglitz-Sen-Fitoussi-Bericht) oder der ‹GdP and 
Beyond›-initiative der europäischen Kommission.

Nachhaltigkeitsbeurteilung

im hinblick auf eine ausgewogene Berücksichtigung der Kriterien der nachhaltigen 
entwicklung und auf die Verbesserung der Kohärenz der Politik sind eine frühzeitige 
Optimierung und interessenabwägung, eine transparente darlegung und die Be-
gründung der getroffenen entscheide für den Bundesrat von grosser Bedeutung.

die Methodik der nachhaltigkeitsbeurteilung (nhB) erfüllt die anforderungen für 
diese Beurteilungen. als prospektive Beurteilungs- und Optimierungsmethode er-
möglicht sie, die sozialen, ökonomischen und ökologischen auswirkungen von poli-
tischen Vorhaben und Geschäften des Bundes auf Strategie-, Plan- und Programm- 
oder Projektebene zu beurteilen. Sie hilft zielkonflikte offenzulegen und erlaubt es, 
möglichst frühzeitig Verbesserungs- und Optimierungsvorschläge zu entwickeln und 
Varianten ins Spiel zu bringen. im zentrum der Methode steht die systematische 
 erfassung der direkten und indirekten, erwünschten und unerwünschten wirkungen 
eines Vorhabens. durch eine nachvollziehbare und integrale abschätzung der wir-
kungen wird eine transparente entscheidgrundlage geschaffen. 

die nhB besteht nebst den Beurteilungskriterien im engeren Sinn auch aus Grund-
sätzen für den Prozess, die beim Vorgehen zu beachten sind. Sie begleitet ein Vorha-
ben im idealfall von dessen entwicklung bis zum Schlussentscheid und kann insofern 
aus mehreren zwischenbeurteilungen bestehen.

im rahmen der nhB sollen die Geschäfte und Vorhaben anhand der 15 inhaltlichen 
nachhaltigkeitskriterien des Bundesrates15, anhand der etwas stärker ausdifferen-
zierten 27 Kriterien des interdepartementalen ausschusses nachhaltige entwicklung 
(idane) oder daraus abgeleiteter sektorspezifischer nachhaltigkeitskriterien und 
 -indikatoren beurteilt werden. Mittelfristig ist abzuklären, ob für die Methodik oder 
die evaluationskriterien ein Überarbeitungsbedarf besteht.

eine nhB ist insbesondere bei neuen bedeutsamen und nachhaltigkeitsrelevanten 
Vorhaben legislatorischer, planerisch-konzeptioneller oder baulicher natur vorzuneh-
men. die nachhaltigkeitsbeurteilung weist Schnittstellen zu bestehenden oder ge-
planten anderen Beurteilungsinstrumenten auf. dabei ist auf legislatorischer ebene 
vor allem die regulierungsfolgenabschätzung (rFa) zu nennen. Bei rechtssetzungs-
projekten im anwendungsbereich der rFa kann eine nhB gegebenenfalls mit der 
rFa kombiniert oder integriert erfolgen. Bei Projekten im Verkehrsbereich werden 
auch der Leitfaden zur Bewertung von Projekten im Schienenverkehr (niBa) und die 
nachhaltigkeitsindikatoren für Strasseninfrastrukturprojekte (niStra) angewendet. 

Synergien zwischen den verschiedenen Prüfansätzen sollen verstärkt genutzt und in-
tegrierte anwendungen durchgeführt werden. Grundsätzlich ist auf eine Vereinheit-
lichung der rahmenbedingungen hinzuarbeiten. das are erarbeitet und entwickelt 
diesbezüglich zusammen mit den betroffenen Verwaltungseinheiten die dafür not-
wendigen Grundlagen weiter (beispielsweise sektorspezifische Kriterien und indika-
toren oder themenspezifische Vertiefungen), stellt sie als anwendungsunter-
stützungen zur Verfügung und orientiert die Verwaltungseinheiten des Bundes und 

4.2

im zentrum der nachhaltigkeits-
beurteilung (nhB) steht die syste-
matische erfassung der direkten 
und indirekten, erwünschten und 
unerwünschten wirkungen   
eines Vorhabens. 
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die  Öffentlichkeit in geeigneter Form darüber. das are unterstützt – zusammen mit 
den für andere strategische Prüfansätze zuständigen Bundesstellen – die Verwal-
tungseinheiten bei der wahl der Methodik und der instrumente und bei der durch-
führung der Beurteilung. in der laufenden Legislatur ist diesbezüglich das Schaffen 
eines Kompetenzzentrums für prospektive evaluation zu prüfen.

die Massnahmen des aktionsplans müssen das einhalten der Grundsätze der nach-
haltigen entwicklung speziell ausweisen und sollten durch eine nhB begleitet wer-
den. das are legt zusammen mit den zuständigen Verwaltungseinheiten das Vorge-
hen fest.

Laut Parlamentsgesetz muss der Bundesrat in allen Botschaften zu Gesetzes-
entwürfen – sofern dies möglich ist – substanzielle angaben zu den «auswirkungen 
auf wirtschaft, Gesellschaft, umwelt und künftige Generationen» machen.16 im 
 Botschaftsleitfaden der Bundeskanzlei wird empfohlen, die erwarteten auswirkun-
gen von Vorlagen auf die wirtschaft, die Gesellschaft und die umwelt sowie die 
wechselwirkungen zwischen diesen nachhaltigkeitsdimensionen im rahmen einer 
nhB abzuklären.17

Förderung von lokalen Nachhaltigkeitsprozessen 
und -projekten 

die Berücksichtigung der Grundsätze der nachhaltigen entwicklung auf der subnatio-
nalen ebene ist dem Bundesrat ein zentrales anliegen. die vertikale integration über 
das Forum nachhaltige entwicklung unter der Leitung des are ist in ihrer jetzigen 
Form weiterzuführen. damit soll der dialog zwischen Bund, Kantonen und Gemein-
den, aber auch regionen, agglomerationen und Quartieren weiter gestärkt werden.

die Verantwortlichen auf allen Staatsebenen sind dazu aufgerufen, analoge initia-
tiven zur Strategie des Bundesrates zu ergreifen. dies können eigene Strategien, die 
Verwendung von Monitoring-, controlling- und Beurteilungsinstrumenten aus der 
Optik der nachhaltigen entwicklung oder institutionelle Vorkehrungen zur stärkeren 
Verankerung der nachhaltigen entwicklung in der politischen Steuerung sein. die 
Grundlagen dazu sollen die bundesrätlichen Leitlinien für das handeln im Bereich der 
nachhaltigen entwicklung bilden. dabei ist die nachhaltige entwicklung grundsätz-
lich nicht als zusatzaufgabe zu verstehen, sondern möglichst in die ordentlichen Pla-
nungs- und Steuerungsprozesse zu integrieren.

ein interessantes Beispiel im Bereich der institutionellen zusammenarbeit (Gouver-
nanz) stellt die entwicklung von neuen natur- und Landschaftspärken in verschiedenen  
regionen in der Schweiz dar. die diesbezüglichen erfahrungen sollen ausgewertet 
und als gute Beispiele auch weiteren Kreisen nutzbar gemacht werden. 

der Bund fördert die lokalen nachhaltigkeitsprozesse sowie das entwickeln von ad-
äquaten Prozessen und instrumenten weiterhin gezielt durch das Förderprogramm 
für nachhaltige entwicklung. er stellt gute Beispiele von lokalen nachhaltigkeits-
aktivitäten zusammen, koordiniert aktivitäten im Bereich des nachhaltigkeitsmonito-
rings (‹cercle indicateurs›) und organisiert regelmässige erfahrungsaustausche 
 zwischen den interessierten akteuren.

4.3

die Verantwortlichen auf allen 
Staatsebenen sind dazu auf gerufen, 
analoge initiativen zur Strategie 
des Bundesrates zu ergreifen.
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zusammenarbeit mit weiteren akteurgruppen

der Bundesrat kann aufgrund der geltenden Kompetenzordnung nicht auf alle Berei-
che einwirken, braucht aber zur umsetzung der ziele der nachhaltigen entwicklung 
die unterstützung der Gesellschaft. neben Kantonen, regionen und Gemeinden sind 
alle weiteren akteure, wie die Privatwirtschaft, nichtregierungsorganisationen, dach-
verbände, wissenschaft oder politische Parteien, gehalten, die inhalte der Strategie 
nach haltige entwicklung stufengerecht zu berücksichtigen. Sie können dies im rah-
men von nachhaltigkeitsstrategien, -berichterstattung, -monitoring oder -beurteilung,  
partizipativen Prozessen, spezifischen ausbildungsangeboten sowie weiteren aktivi-
täten tun.

der dialog zwischen dem Bund, weiteren institutionellen akteuren, der zivilgesell-
schaft und dem Privatsektor ist im hinblick auf die umsetzung der Strategie noch 
weiter zu intensivieren. das are stärkt in zusammenarbeit mit dem interdeparte-
mentalen ausschuss nachhaltige entwicklung (idane) das netzwerk für den stärke-
ren einbezug der weiteren akteurgruppen in den umsetzungsprozess der Strategie 
nachhaltige entwicklung.

4.4

der dialog zwischen dem Bund, 
weiteren institutionellen akteuren,  
der zivilgesellschaft und dem 
Privat sektor ist im hinblick auf die 
umsetzung der Strategie noch 
weiter zu intensivieren.

13 www.monet.admin.ch. 

14 Siehe auch Fussnote 9.

15 www.are.admin.ch/nhb.

16 Parlamentsgesetz vom 13. dezember 2002 

(Sr 171.10), art. 141 abs. 2 Bst. G ParlG.

17 Überarbeitete Version vom 29.8.2011.

http://www.monet.admin.ch
http://www.are.admin.ch/nhb
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Organisation, bundesinterne zusammenarbeit 
und Finanzierung

integration in bestehende Planungs- und  
Politiksteuerungsprozesse

die nachhaltige entwicklung ist grundsätzlich nicht als zusatzaufgabe des Bundes 
zu verstehen und möglichst in die ordentlichen Planungs- und Politiksteuerungs -
prozesse auf Ämter-, departements- und Bundesratsstufe zu integrieren. Primär soll 
die  nachhaltige entwicklung durch Prioritätensetzung und umschichtung der beste-
henden ressourcen realisiert werden. dabei sind die Verwaltungseinheiten aufge-
fordert, auf eine möglichst umfassende nutzung von Synergien und eine optimale 
abstimmung bei zielkonflikten hinzuarbeiten. Für die integration der nachhaltigen 
entwicklung in den Sektorpolitiken bedarf es auch der Kenntnisse der wichtigsten 
Grundsätze der nachhaltigen entwicklung und damit des nachhaltigkeitsverständ-
nisses. zu diesem zweck fördern alle Verwaltungseinheiten die teilnahme von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern an spezifischen weiterbildungsangeboten zur nach-
haltigen entwicklung.

Für die umsetzung der Strategie sind keine zusätzlichen Strukturen vorgesehen. die 
politische Verantwortung für die Strategie trägt der Bundesrat. die umsetzung der 
Strategie und besonders der Massnahmen des aktionsplans obliegt den betreffenden  
Bundesstellen. diese weisen bei Vorlagen gegenüber dem Bundesrat wie bei Bestim-
mungen auf Verfassungs-, Gesetzes- und Verordnungsstufe die erfolgte abstim-
mung mit der Strategie nachhaltige entwicklung aus und sie berücksichtigen in ihren 
Planungen und in ihren internen abläufen die Grundsätze der Strategie nachhaltige 
entwicklung.

interdepartementaler ausschuss Nachhaltige entwicklung

der interdepartementale ausschuss nachhaltige entwicklung (idane) übernimmt die 
rolle einer informations-, Koordinations- und diskussionsplattform für sämtliche 
nachhaltigkeitsrelevanten tätigkeiten und Prozesse innerhalb der Bundesverwaltung. 
er fördert die zusammenarbeit zwischen den Verwaltungseinheiten sowie die integra-
tion der Prinzipien der nachhaltigen entwicklung in die Sektorpolitiken und stellt 
diesbezüglich gute Beispiele zusammen. in ihm sind sämtliche Verwaltungseinheiten 
vertreten, deren aufgaben für die nachhaltige entwicklung von Bedeutung sind 
(siehe anhang). 

dem engagement der direktionen der im idane vertretenen Ämter kommt für die 
wirkungsvolle umsetzung der Strategie eine hohe Bedeutung zu. die Verwaltungs-
einheiten bestimmen ihre Vertreter im idane selbst, doch diese müssen ihre Verwal-
tungseinheit mit hoher Verbindlichkeit vertreten können. die organisatorischen ein-
zelheiten seiner arbeitsweise regelt der idane selbst in der Form eines reglements. 
zum zweck der Sensibilisierung und der information können an den aktivitäten des 
idane neben den offiziellen Vertretungen der einzelnen Verwaltungseinheiten wei-
tere für die umsetzung der Strategie direkt oder indirekt betroffene Mitarbeitende 
der Bundesverwaltung einbezogen werden.

5.1

die politische Verantwortung für 
die Strategie trägt der Bundes-
rat. die umsetzung der Strategie  
und besonders der Massnahmen  
des aktionsplans obliegt den 
 betreffenden Bundesstellen. 



59

das Bundesamt für Gesundheit (BaG), das Bundesamt für Landwirtschaft (BLw), das 
Bundesamt für umwelt (BaFu) und die direktion für entwicklung und zusammen-
arbeit (deza) bilden zusammen unter der Leitung des Bundesamts für raumentwick-
lung (are) das als Steuerungsgremium für die umsetzung und weiterentwicklung 
der Strategie agierende idane-Büro. alternierend nimmt jedes Jahr ein anderes im 
idane-Büro vertretene amt das Vizepräsidium ein. in diesem rahmen führt es 
 aktivitäten durch, welche es in einem Jahresprogramm zusammenstellt.

das are leitet den idane als zuständige Fachstelle des Bundes, übernimmt das 
Sekre tariat und bereitet dessen arbeiten vor. es gewährleistet im Sinne der Sicher-
stellung der Konsistenz und der wirksamkeit der umsetzung des aktionsplans die 
Koordination und den erfahrungsaustausch zwischen den einzelnen Verwaltungsein-
heiten. es erstellt ein detailliertes Programm für die umsetzung der Strategie, stellt 
die Kommunikation sowie den dialog mit bundesinternen und -externen akteur-
gruppen sicher und pflegt einen regelmässigen erfahrungsaustausch über die natio-
nalen Strategien im europäischen umfeld. Schliesslich unterrichtet es den Bundesrat 
bei Bedarf über wichtige entwicklungen bei der umsetzung der Strategie und unter-
breitet ihm diesbezüglich konkrete anträge. Für diese aufgaben wird es jeweils vom 
idane und von den betroffenen Bundesstellen unterstützt.

Finanzierung

die Finanzierung der Massnahmen wird über die ordentlichen Budgetverfahren 
 gewährleistet. die Verwaltungseinheiten sind verantwortlich für den einbezug der 
für die umsetzung der Strategie nachhaltige entwicklung notwendigen finanziellen 
ressourcen in ihre Finanzplanung. an gemeinsamen Projekten im rahmen des idane 
beteiligen sich mitinteressierte Verwaltungseinheiten des Bundes, insbesondere die 
Mitglieder des idane-Büros, welche die begrenzten finanziellen Mittel des are 
 ergänzen. Falls künftig für begleitende Massnahmen zur umsetzung der Strategie 
weitere finanzielle Mittel nötig sein sollten, müssen diese im rahmen des ordentli-
chen Budgetprozesses beantragt werden.

controlling der umsetzung und Berichterstattung

der Bundesrat aktualisiert den aktionsplan der Strategie nachhaltige entwicklung im 
rhythmus der Legislaturperioden. die am 16. april 2008 von ihm verabschiedeten 
Leitlinien, die bereichsübergreifenden Massnahmen und die institutionellen Bestim-
mungen zur umsetzung sind zeitlich nicht beschränkt und werden nur bei Bedarf 
 angepasst. Für sämtliche im aktionsplan aufgeführten Massnahmen werden techni-
sche Massnahmenblätter erstellt. diese sind jährlich zu aktualisieren und den bundes-
internen und -externen akteurgruppen sowie der breiten Öffentlichkeit in einer ge-
eigneten Form zur Verfügung zu stellen.

Mit hilfe eines controllings zur umsetzung der Strategie wird es dem Bundesrat er-
möglicht, auf sich verändernde rahmenbedingungen rechtzeitig zu reagieren. dabei 
ist auch das indikatorensystem MOnet zum Stand der nachhaltigen entwicklung von 
Bedeutung (siehe Kapitel 4.1). nach zwei Jahren ist ein zwischenbericht zur umset-
zung der Strategie zu erstellen. im rahmen dieser Berichterstattung wird unter ande-
rem der Stand der umsetzung der Massnahmen des aktionsplans dargelegt sowie 

die Finanzierung der Massnahmen 
wird über die ordentlichen Budget-
verfahren gewährleistet. 

5.2
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inStitutiOneLLe BeStiMMunGen zur uMSetzunG der StrateGie

aufgezeigt, wie die Verwaltungseinheiten des Bundes die Grundsätze der Strategie 
intern integriert haben. Schliesslich sollen auch die Folgerungen der unO-nach-
haltigkeitskonferenz im Juni 2012 für die Schweiz dargelegt werden. Bei Bedarf kann 
der Bundesrat zu diesem zeitpunkt weitere Massnahmen in den aktionsplan inte-
grie ren oder bestehende Massnahmen anpassen.

weiter sind die Verwaltungseinheiten gehalten, die nachhaltige entwicklung in der 
eigenen periodischen Berichterstattung zu einzelnen sektorpolitischen Geschäften 
oder Bereichen vermehrt zu berücksichtigen.

die Strategie soll im hinblick auf die Legislaturperiode 2016–2019 evaluiert werden. 
Über die ergebnisse wird dem Bundesrat Bericht erstattet.

kommunikation

Voraussetzung für eine erfolgreiche umsetzung der Strategie auf nationaler, kanto-
naler und kommunaler ebene ist eine proaktive informationspolitik. der Bundesrat 
strebt ein optimales, kohärentes zusammenspiel von zielgerichteten Kommunikations-
aktivitäten an. Über geeignete Veranstaltungen wird der gegenseitige austausch mit 
sämtlichen bundesinternen und -externen dialoggruppen gewährleistet, sowohl mit 
den staatlichen akteuren auf der subnationalen ebene wie auch mit Vertretern der 
zivilgesellschaft. 

zur transparenten darstellung der umsetzung der Strategie und von deren Mass-
nahmen soll ein informationsportal geschaffen werden, das auch einen breiten 
Überblick über sämtliche nachhaltigkeitsrelevanten Sektorpolitiken des Bundes und 
die wichtigsten internationalen Prozesse in der Politik der nachhaltigen entwicklung 
verschafft.

5.3

der Bundesrat strebt ein optimales,  
kohärentes zusammenspiel  
von zielgerichteten Kommuni-
ka tionsaktivitäten an. 
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anhanG

Laufende Massnahmen neue Massnahmen

1 das klima schützen und die naturgefahren bewältigen

1a cO2-emissionsvorschriften für 
Personenwagen

1b Schutz vor naturgefahren

1-1 Klimapolitik Schweiz nach 2012

1-2 aktionsplan Luftfahrt und Klima 

2 den energieverbrauch vermindern und erneuerbare energien fördern

2a Programm energieSchweiz 2-1 energiestrategie 2050

3 eine nachhaltige raumentwicklung gewährleisten

3a Stärkung des öffentlichen Verkehrs

3b Massnahmenplan Langsamverkehr

3c innovative Mobilität und 
Freizeitverkehr 

3d weiterentwicklung der 
agglomerationspolitik

3-1 revision des 
raumplanungsgesetzes

3-2 Mobility Pricing

4 die wirtschaftliche Produktivität bei gleichzeitiger entkoppelung  
vom ressourcen- und energieverbrauch steigern, den konsum auf  
die nachhaltige entwicklung ausrichten

4a nachhaltiges Bauen

4b integrierte Produktepolitik

4c weiterentwicklung der agrarpolitik

4d Masterplan cleantech

4e Verantwortungsvolle 
unternehmensführung

4f nachhaltige entwicklung in der 
tourismuspolitik

4-1 Förderung einer nachhaltigen 
Land- und ernährungswirtschaft

4-2 informations- und Kommuni-
kationstechnologien und 
 nachhaltige entwicklung

5 die natürlichen ressourcen nachhaltig nutzen

5a waldpolitik 2020 und ressourcen-
politik holz

5b weiterentwicklung der 
chemikalienpolitik

5c Förderung einer integralen 
Landschaftspolitik

5-1 Strategie Biodiversität Schweiz

6 den sozialen zusammenhalt stärken, die kulturelle entfaltung  
und die integration fördern und demografische herausforderungen  
frühzeitig angehen

6a Gemeinnütziger wohnungsbau 6-1  weiterentwicklung der 
integrations politik des Bundes

Synoptische Darstellung der  massnahmen  
des aktionsplans
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7 die gesundheit der Bevölkerung verbessern

7a allgemeine Sport- und 
Bewegungsförderung

7b nationales Programm ernährung 
und Bewegung

7c abbau gesundheitlicher 
ungleichheiten

7-1 Verstärkung der nachhaltigen ent-
wicklung in der Präventionspolitik

8 Bei globalen entwicklungs- und umweltherausforderungen  
Verantwortung übernehmen

8a Stärkung des internationalen 
umweltregimes

8b internationaler handel und 
investitionen

8-1 Verstärkung der entwicklungs-
zusammenarbeit durch Programme  
im Bereich der ‹grünen wirtschaft›

8-2 erneuerung der Millenniums-
entwicklungsziele in richtung ziele 
für eine globale  nachhaltige 
entwicklung

8-3 reform und Stärkung der globalen  
Gouvernanz der nachhaltigen 
entwicklung

9 die finanzierung der öffentlichen haushalte und der  
sozialversicherungen langfristig sichern

9a Berichterstattung über die 
haushaltsrisiken

9-1 Ökologisierung des Steuersystems

9-2 Fiskalregeln für die 
Sozialversicherungen

10 Bildung, forschung und innovation konsequent für die umsetzung  
der nachhaltigen entwicklung nutzen

10a Verankerung der Bildung für 
 nachhaltige entwicklung im 
schweizerischen Bildungssystem

10b nicht formelle und informelle  
Bildung für nachhaltige 
entwicklung

10-1 Verankerung der nachhaltigen 
entwicklung in der Schweizer 
hochschullandschaft

Bereichsübergreifende massnahmen

a nachhaltigkeitsmonitoring

B nachhaltigkeitsbeurteilung

c Förderung von lokalen nachhaltigkeitsprozessen und -projekten 

d zusammenarbeit mit weiteren akteurgruppen
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legende zu den mONet-indikatoren

ziel: Gewünschte entwick-
lung gemäss Strategie 
nachhaltige entwicklung 
2012–2015

trend: Langjährige ent-
wicklung; in der regel seit 
1992 (Stand november 
2011)

Bewertung: Bewertung 
des langjährigen trends 
oder Bewertung in Bezug 
auf ein absolutes ziel; in 
der regel seit 1992 (Stand 
november 2011)

➚	 zunahme ➚	 zunahme + Positiv

➘ abnahme ➘	 abnahme – negativ

➙	 Stabilität ➙		Keine wesentliche  
Veränderung

± neutral

~ unregelmässig

die neue vom Bundesamt für Statistik verwendete evaluationsmethode entstammt 
den arbeiten über die Bewertung von indikatoren der nachhaltigen entwicklung des 
department for environment, Food and rural affairs (deFra) des Vereinigten König-
reichs. Bei der Methode wird das Verhältnis zwischen einem initialwert und einem  
endwert berechnet. ein Schwellenwert von 3 % wird empirisch festgelegt, um be-
stimmen zu können, ob die gemessene (positive oder negative) Veränderung über 
die gesamte zeitspanne hinweg beträchtlich ist. dieser Schwellenwert kann in 
Sonder fällen oder bei Kenntnis des Fehlerbereichs des indikators anders definiert 
werden. 

die evaluation wird über die zeitspanne von 1992 (anfangsjahr) bis zum letzten ver-
fügbaren Jahr (endjahr) gemacht, wo die zeitreihe genügend lang ist, ausser bei aus-
reichend dokumentierten ausnahmen. um eine durch die werte des anfangsjahrs 
und des endjahrs zufallsbedingte evaluation zu vermeiden, werden diese werte 
durch den durchschnitt der drei Jahre um das anfangsjahr respektive den durch-
schnitt der letzten drei verfügbaren Jahre ersetzt.



67

im iDaNe vertretene Verwaltungseinheiten

> Bundesamt für Bauten und Logistik (BBL)
> Bundesamt für Berufsbildung und technologie (BBt)
> Bundesamt für energie (BFe)
> Bundesamt für Gesundheit (BaG)
> Bundesamt für informatik und telekommunikation (Bit)
> Bundesamt für Kommunikation (BaKOM)
> Bundesamt für Kultur (BaK)
> Bundesamt für Landwirtschaft (BLw)
> Bundesamt für Migration (BFM)
> Bundesamt für Polizei (FedPOL)
> Bundesamt für raumentwicklung (are)
> Bundesamt für Sozialversicherung (BSV)
> Bundesamt für Sport (BaSPO)
> Bundesamt für Statistik (BFS)
> Bundesamt für Strassen (aStra)
> Bundesamt für umwelt (BaFu)
> Bundesamt für Verkehr (BaV)
> Bundesamt für Veterinärwesen (BVet)
> Bundesamt für wohnungswesen (BwO)
> Bundesamt für zivilluftfahrt (BazL)
> Bundeskanzlei (BK)
> direktion für entwicklung und zusammenarbeit (deza)
> direktion für Völkerrecht (eda-dV)
> eidgenössische Finanzverwaltung (eFV)
> eidgenössisches Büro für Konsumentenfragen (BFK)
> eidgenössisches institut für Geistiges eigentum (iGe)
> Generalsekretariat des eidgenössischen departements für  

Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (GS-VBS)
> Politische direktion des eidgenössischen departements  

für auswärtige angelegenheiten (eda-Pd)
> Sekretariat der nationalen schweizerischen uneScO-Kommission 
> Staatssekretariat für Bildung und Forschung (SBF)
> Staatssekretariat für wirtschaft (SecO)
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